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Abstract 

Bargaining about the distribution of potential gains is one of the main difficulties 
of voluntary cooperation. Vertical integration has no problems of this sort. Therefore, 
large-scale voluntary cooperation among the units of a federal system could seem 
to be a second-best institution compared to a redrawing of boundaries or to a 
transfer of competence to higher levels of government. Whether this conjecture is 
justified can only be decided, however, after a doser look into the features of the 
bargaining which takes place in this particular constellation. Depending the norma­
tive context, bargaining may focus directly on how to divide the pie ("distribution 
game") or it may focus on establishing entitlements C'entitlement game"). In the 
second case, the fairness of the division is not measured against bargaining power, 
but against equity criteria; conflicts do not center on criteria of division, but rather 
on questions of subsumption. If there is continuing collaboration, we have to expect 
entitlement games rather than distribution games. Since the conditions for the solu­
tion of subsumption problems are favorable or can be made favorable in the specific 
constellation studied here, voluntary cooperation among independent units in a 
federal system is not necessarily second best compared to hierarchical integration: 
Certainly the latter is less ridden with bargaining problems than the former; but 
at the same time it is much less weil equipped to deal explicitly with equity prob­
lems. Which form of decision making is more adequate depends on the relative 
importance of these two aspects. 

„ „ „ „ „ 

Eines der zentralen Probleme freiwilliger Kooperation ist der Konflikt um die Auftei­
lung des potentiellen Kooperationsgewinns. Solche Schwierigkeiten treten bei vertika­
ler Integration nicht auf. Horizontale Politikverflechtung könnte daher als zweitbeste 
Lösung gegenüber der Zuweisung grenzüberschreitender Probleme an eine nächsthö­
here Ebene oder gegenüber der Bildung größerer Einheiten erscheinen. Ob dies so 
ist, hängt aber davon ab, welche Art von bargaining stattfindet. Je nach den einbet­
tenden Normen kann es unmittelbar um Gewinnanteile stattfinden (klassisches "Auf­
teilungsspiel") oder es kann der Rechtfertigung von Ansprüchen dienen ("Anrechts­
spiel"). Kriterium der Fairness im letzteren Fall ist nicht Verhandlungsmacht, sondern 
equity, der Konflikt findet nicht um die Aufteilungsnorm, sondern um Subsumptio­
nen statt. Kontinuierliche Kollaboration ist eine Situation, in der eher Anrechtsspiele 
als pure Aufteilungsspiele gespielt werden. Da in der speziellen Konstellation 
"Föderalismus" überdies die Bedingungen der Bewältigung der hier zu erwartenden 
Subsumptionskonflikte günstig sind und auch institutionell unterstützt werden kön­
nen, erscheint horizontale Politikverflechtung nicht notwendig als eine zweitbeste 
Alternative zu hierarchischer Integration: Letztere ist zwar nicht mit Aushandlungs­
problemen behaftet, dafür aber auch nicht unmittelbar imstande, equity-Probleme 
zu bearbeiten. Je nach dem Gewicht des einen oder des anderen Kriteriums für die 
Akteure erscheint daher die eine oder die andere Institutionalisierung als plausibel. 
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Einleitung 

Föderative Systeme zerlegen politische Zuständigkeiten regional. Soweit Pro­
bleme als grenzüberschreitend wahrgenommen werden, kann ihre Bearbei­
tung entweder auf der nächsthöheren Ebene angesiedelt werden (hierarchi­
sche Koordination) oder sie kann der freiwilligen Kooperation unterschiedli­
cher politischer Einheiten überlassen bleiben, wobei es sich um Kooperation 
von Einheiten der gleichen Ebene (horizontale Politikverflechtung) oder meh­
rerer Ebenen (vertikale Politikverflechtung) handeln kann. Die Koordination 
auf freiwilliger Grundlage, durch Verhandlungssysteme, weist gegenüber 
hierarchischer Koordination etliche Probleme auf, die sie als insgesamt zweit­
beste Lösung erscheinen lassen können. Das grundlegende Problem besteht 
in der Identifikation einer überhaupt konsensfähigen Agenda (vgl. Scharpf 
1991). Ein weiteres Problem, das begrifflich, wenn auch nicht unbedingt aus 
der Perspektive der Akteure, als Problem des zweiten Schritts separiert wer­
den kann, besteht in der Beantwortung der Verteilungsfrage!\ die auch eine 
konsentierte Agenda noch offen läßt: Angenommel\ man habe diejenigen 
Vorhaben identifiziert, die einzeln - gegebenenfalls durch Ausgleichszahlun­
gen - oder in Koppelung die Realisierung eines Zustandes erlaube!\ der der 
Ausgangslage pareto-überlegen ist. Im allgemeinen ist damit die Alternative 
noch nicht eindeutig bestimmt, da man dem Status quo - bildlich gesprochen 
- normalerweise zunächst nur eine Verteilungsgerade gegenüberstellen kanI\ 
jedoch noch keinen bestimmten Punkt auf dieser Geraden. Die Einigung auf 
einen bestimmten Punkt auf dieser Gerade!\ also die Einigung auf eine be­
stimmte Aufteilung des Ertrages der unstrittig erwünschten Kooperation, ist 
potentieµ strittig. In welcher Weise dieses Problem, die Aufteilung von Ko­
operationsgewinnen, in föderativen Systemen bewältigt wird bzw. bewäl­
tigt werden kann, soll im folgenden genauer untersucht werden. 

1. Problemaufriß 

Als Beispielsfall dient die Kooperation zwischen dem Bundesland Hamburg 
und den angrenzenden niedersächsischen und schleswig-holsteinischen Land­
kreisen und Gemeinden.1 Die Gegenstände, um die es hierbei geht, sind: 
Grenzüberschreitende Koordination der Wasserversorgung, Kanalisierung, 

1 Das Material stammt aus der Studie Scharpf/ Benz (1990); soweit aus Inter­
views zitiert wird, werden die internen Codierungen angegeben; vgl. auch 
Scharpf (1991), Benz (1991). 
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Müllbeseitigung; Standortentscheidungen für Deponien, Kraftwerke, Kläran~ 
lagen; die Unterhaltung und Nutzung von Spezialkliniken, Sonderschulen, 
Theatern, Museen, Universitäten; regionaler Straßenbau und öffentlicher Per­
sonennahverkehr; schließlich das, was die Beteiligten mitunter als regionale 
"Arbeitsteilung" bezeichnen - soll jede politische Einheit die Widmung von 
Flächen für Naherholung, Wohnungsbau, Gewerbeansiedlung etc. in ein lokal 
ausgewogenes Verhältnis bringen oder soll ein gemeinsames Konzept erarbei­
tet werden, das auch regionale Spezialisierungen enthält? Alle genannten 
Themen sind regionaler Natur, also vom Inhalt der Kooperationsprobleme 
her gesehen klassische Stadt-Umland-Probleme; zugleich jedoch überschrei­
ten diese Probleme im speziellen Fall Ländergrenzen, stellen also Koopera­
tionsprobleme zwischen dem Bundesland Hamburg und den Bundesländern 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein dar. 

In all diesen Fällen gibt es Nettoerträge2 abgestimmten Handelns - darin 
besteht das Kooperationspotential. Zugleich gibt es in der Regel keinen Me­
chanismus, der das Problem der Ertragszurechnung und das Problem der 
Ertragsaufteilung in dem Sinne entschärft wie dies etwa im Tausch unter 
Wettbewerbsbedingungen der Fall ist. Viel eher kann die Situation als analog 
der Situation unter Monopolisten beschrieben werden: Unter Wettbewerbsbe­
dingungen ist die Verteilungsdimension der Kooperation für die Tauschpart­
ner überhaupt nicht mehr sichtbar (ein Punkt auf der Verteilungsgeraden 
wird durch die als exogen wahrgenommenen Marktpreise fixiert), während 
im Tausch zwischen Monopolisten über die Verteilung durchaus zu verhan­
deln ist (es gibt keinen exogen bestimmten Aufteilungspunkt, sondern be­
stenfalls eine begrenzte Umgebung dieses Punktes). Da über die Aufteilung 
des potentiellen Kooperationsertrages ausdrücklich entschieden werden muß, 
stellen sich den Akteuren zwei Probleme: Zum einen muß identifiziert wer­
den, was und wieviel aufgeteilt werden kann; zum anderen muß entschieden 
werden, wie aufgeteilt werden soll. 

Die Identifikation und Zurechnung von Kooperationserträgen ist für die hier 
betrachteten Gegenstände der Kooperation unterschiedlich schwierig: Manch­
mal resultieren Erträge ganz direkt - und dementsprechend unumstritten -
aus den physischen Eigenschaften eines Vorhabens, so etwa bei der Wasser­
versorgung; manchmal resultieren sie aus ökonomischen Aspekten, so etwa, 
wenn es um die optimale Größe öffentlicher Einrichtungen wie Kraftwerke 
oder auch Universitäten geht; manchmal schließlich liegt keineswegs unmit-

2 "Nettoertrag'': Nutzenanteil minus Beitrag. Bei den meisten Gegenständen der 
Kooperation, um die es hier geht, wird eher die Beitragsaufteilung die zur 
Entscheidung anstehende Seite sein. 
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telbar auf der Hand, ob Erträge anfallen und worin sie bestehen, sondern 
sie können nur im Rahmen von "Theorien" bestimmt werden - das gilt für 
alles, was hier unter dem Stichwort "regionale Arbeitsteilung" aufgeführt 
wurde. Ebenfalls unterschiedlich einfach ist die Bestimmung der Kosten von 
Vorhaben: In den einfachsten Fällen sind die Kosten schlicht die Bereitstel­
lungskosten (das gilt wiederum für die Wasserversorgung), in schwierigeren 
Fällen bestehen sie auch in den Kosten des Verzichts auf konkurrierende 
Optionen (das gilt etwa für eine Müllverbrennungsanlage, wenn die Müllver­
brennung grundsätzlich umstritten ist), in den schwierigsten Fällen bestehen 
sie ausschließlich im Verzicht auf konkurrierende Optionen (das gilt für 
regionale Spezialisierung von Flächenwidmungen). Schon die grundsätzliche 
Bestimmung von Kosten und Erträgen ist also mit unterschiedlich großen 
Problemen behaftet. Würden Kosten und Erträge, obwohl bisweilen schwer 
dingfest zu machen, wenigstens regional homogen anfallen, so träfen die 
Meß- und Gewichtungsprobleme alle Beteiligten gleich. Das ist jedoch nur 
ausnahmsweise der Fall. Wo immer Standortentscheidungen zu fällen sind, 
stellt die Standortwahl auch eine Verteilungsentscheidung dar - manchmal 
ist das als gemeinsam notwendig Erachtete lokal unerwünscht (Deponien 
etc.), manchmal ist es lokal über das allgemeine Maß hinaus erwünscht (Kli­
niken, Museen etc.), manchmal ist zwar nicht vorab unmittelbar evident, wie 
es mit der lokalen Inzidenz steht, jedoch liegt schon definitionsgemäß fest, 
daß sie inhomogen ist ("regionale Arbeitsteilung"). 

Die Meß-, Gewichtungs- und Zurechnungsprobleme auf der Ertragsseite und 
auf der Kostenseite sorgen dafür, daß das eingangs angesprochene Vertei­
lungsproblem nur in wenigen Fällen ein wohldefiniertes Problem ist. Die 
Schwelle, die überschritten werden muß, damit es zu Kooperation kommt, 
ist sicherlich um so niedriger, je geringer die Identifikationsprobleme sind. 
Diesen vorab identifizierbaren Kosten der Kooperation stehen die vorab 
identifizierbaren Anreize zur Kooperation gegenüber. Auch hier nehmen sich 
unterschiedliche Materien recht unterschiedlich aus: 

Der klassische Mindestanreiz zur Kooperation besteht im Ausschluß der 
Kooperationsunwilligen nicht nur von den Kosten, sondern auch von den 
Erträgen der Kooperation. Das gilt grundsätzlich auch hier. Da es jedoch 
Kollektive sind, um deren Kooperation es geht, muß geklärt werden, auf 
welcher Ebene Kooperationserträge anfallen und auf welcher Ebene Aus­
schluß praktiziert werden kann. Nicht jede Konstellation entfaltet angemesse­
ne Kooperationsanreize. 

Die geringsten Schwierigkeiten bereitet das Thema "regionale Arbeitsteilung": 
Erträge fallen zunächst auf der Kollektivebene an, der Ausschluß kann auf 
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dieser Ebene praktiziert werden - wenn abgestimmtes Handeln nicht zustan­
de kommt, entstehen keine Erträge. Zwar komplizierter, unter Kooperations­
gesichtspunkten jedoch nicht problematischer, sind Gegenstände wie Wasser­
versorgung, Kanalisierung, Deponien, Kläranlagen - diejenigen Kollektive, 
die sich an der Kooperation nicht beteiligen, können von ihren Erträgen 
problemlos ausgeschlossen werden. Es spielt dabei keine Rolle, daß die ei­
gentliche Nutzung auf der nächsttieferen Ebene stattfindet - mit einer Ge­
bietskörperschaft werden alle ihre Mitglieder ausgeschlossen. Komplizierter 
ist die Analyse, wenn die Nutzung einer Maßnahme unmittelbar durch Indi­
viduen stattfindet und politische Einheiten als Nutzer nicht selbst erscheinen. 
Hier kann man mit Hilfe der folgenden Dimensionen zu Fallunterscheidun­
gen kommen: Eine öffentliche Leistung kann standortspezifisch oder stand­
ortunspezifisch sein ("Quasi-Ausschluß" auf der oberen Ebene ist möglich/un­
möglich) und sie kann unabhängig davon individuellen Ausschluß bzw. indi­
viduelle Diskrimination erlauben oder nicht erlauben. Es entstehen drei theo­
retisch interessante Kombinationen: 

Wenn die Maßnahme standortspezifisch ist (Beispiele: Straßenbau, Strecken­
netz ÖPNY, Krankenhäuser - wegen Wegekosten), ist es nicht entscheidend, 
ob auf der individuellen Ebene Diskrimination möglich oder unmöglich ist. 
Der Ausschluß (genauer: der oben angesprochene "Quasi-Ausschluß") kann 
nach wie vor auf der "richtigen" Ebene, der Ebene der politischen Einheiten 
angewandt werden - die Kooperationssituation ist nicht viel problematischer 
als die bisher betrachteten Situationen. 

Wenn die Maßnahme standortunspezifisch (weil Wegekosten irrelevant sind 
oder niCht ins Gewicht fallen) und individuelle Diskrimination unmöglich 
ist (Flughäfe~ Nutzung des Straßennetzes bzw. des ÖPNY, Universitäten), 
liegt der typische Grenzfall problematischer Kooperation vor - uneinge­
schränktes 1Iittbrettfahren politischer Einheiten ist grundsätzlich möglich. 

Wenn schließlich die Maßnahme standortunspezifisch und individuelle Diskri­
mination zumindest technisch möglich ist (Sonderschule~ Spezialkrankenhäu­
ser, Museen, Theater), entsteht die interessanteste Konstellation - der Aus­
schluß ist möglic~ trifft aber nicht die politischen Einheite~ sondern indivi­
duelle Nutzer. Um sich die Anreizwirkung des Ausschlusses klarzumachen, 
muß man sich in Erinnerung rufen, aus welchen Gründen die genannten 
Leistungen überhaupt als öffentliche Leistungen bereitgestellt werden: Es 
handelt sich zwar in allen Fällen um Güter, die zunächst durchaus marktgän­
gig sind, jedoch neben dem jeweiligen privaten Ertrag externe Effekte aufwei-
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sen, die eigentlich das Kollektivgut darstellen.3 Daß diese Güter öffentlich 
a,ngeboten werden, resultiert aus der letzten Komponente.4 Es ist unter An­
reizgesichtspunkten angemessen, die Nutzer für den privaten Teil individuell 
bezahlen zu lassen (Gebühren etc.), den öffentlichen Teil hingegen öffent­
lich zu finanzieren. Kostendeckende Gebühren, ob technisch realisierbar oder 
nicht, sind unerwünscht, weil sie den Aspekt, unter dem die Angelegen­
heit erst zum Thema öffentlicher Entscheidung gemacht worden ist, nicht 
berücksichtigen. Daher kann die Diskrimination auf der Individuenebene 
jedenfalls nicht unmittelbar die allokativ erwünschten Wirkungen haben: 
Angenommen, eine Gemeinde unterhält ein Krankenhaus, nimmt die Nutzer 
in bestimmter Höhe zu Kostendeckung in Anspruch und betrachtet den 
Rest als öffentliches Gut, den sie über Steuern finanziert. Bürger fremder 
Gemeinden bezahlen die gleichen Gebühren, sind also individuell nicht als 
Free Rider anzusehen. Was fehlt, ist vielmehr der Beitrag ihrer Heimatkom­
munen zum öffentlichen Anteil. Diskrimination auf der Individuenebene ist 
also, weil sie den eigentlichen Adressaten nicht unmittelbar trifft, eher ein 
Schachzug in einem Spiel mit durchaus offenem Ausgang, nicht aber ein 
unmittelbar wirkender Präferenzenthüllungsmechanismus. 

Auch hinsichtlich der Kooperationsanreize sind also die Voraussetzungen 
je nach Materie unterschiedlich - am günstigsten sind sie dort, wo Ausschluß 
auf kollektiver Ebene möglich ist - auch hier erwarten wir Aufteilungskon­
flikte, jedoch wenigstens Übereinstimmung darüber, daß es etwas aufzuteilen 
gibt. In den anderen Fällen erwarten wir nicht einmal Übereinstimmung 
darüber, worum es geht: In der reinen Trittbrettfahrersituation erwarten wir 
stabile ?uboptirnalität, in der zuletzt betrachteten Situation erwarten wir 
Spiele mit ungewissem Ausgang. 

Angesichts dieser Unterschiede in den Kooperationsanreizen und der zuerst 
beschriebenen Unterschiede in den Identifikationsproblemen kann man den 

3 Wobei die Extemalität nicht ethisch begründet sein kann: Ginge es allein um 
Verteilungsziele, so wären Transferzahlungen angemessen, nicht aber die pater­
nalistische Subventionierung ganz bestimmter Verhaltensweisen. 

4 Unter Effizienzgesichtspunkten ist die entscheidende Eigenschaft solcher Güter 
die Nichtrivalität im Konsum: Selbst dann, wenn der Ausschluß Nichtzahlungs­
williger technisch möglich ist, liefert er die falschen Anreize: Die individuelle 
Nachfrage reflektiert immer nur den intern anfallenden Nutzenanteil. Aus die­
sem Grunde ist auch dort, wo der Ausschluß praktizierbar ist, der Markt nicht 
die angemessene institutionelle Lösung. Daher werden Kollektivgüter nicht über 
Märkte, sondern einen anderen Prozeß, eben "öffentlich" produziert - im reinen 
Fall, der ein Grenzfall ist, findet die Finanzierung auf der Grundlage eines 
kollektiven Entscheidungsprozesses statt, der Steueranteile festlegt, die individu­
elle Nutzung erfolgt dann kostenlos. Vgl. Musgrave (1969), Samuelson (1969). 
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Eindruck gewinnen, daß horizontale Politikverflechtung in den allermeisten 
Fällen mit erheblichen Schwierigkeiten behaftet ist, die verschwinden, wenn 
die Entscheidungen statt dessen auf eine höhere Ebene verlagert werden. 
Ob dieser erste Eindruck genauerer Betrachtung standhält, soll nun unter­
sucht werden. 

2. Modellierungsgrundlagen 

2.1 Bargaining-Situationen 

Die eben skizzierten Probleme der Kooperation haben teilweise eine kognitive 
Dimension (das gilt für die Identifikationsprobleme), jedoch werden sie zu 
eigentlichen Kooperationsproblemen dadurch, daß sie Ansatzpunkte strategi­
schen Handelns sind: Wenn man den Akteuren unterschiedliche Interessen, 
Kenntnis zumindest ihrer eigenen Interessen und Orientierung ihres Han­
delns an den eigenen Interessen unterstellt, dann sind kooperationsträchtige 
Situationen als Spiele um potentielle Kooperationsgewinne beschreibbar, in 
denen Konsens und Konflikt einander überlagern; zu den Mitteln der Verfol­
gung der eigenen Ziele gehört auch die Ausbeutung von Informationsun­
terschieden. Da in der besonderen hier untersuchten Konstellation (Dauerbe- · 
ziehungen unter benachbarten politischen Einheiten) Kommunikation und 
auch verbindliche Absprachen möglich sind, haben wir es - in unserem Zu­
sammenhang leider etwas verwirrend - mit "kooperativen" Spiele zu tun,5 

die als '.'bargaining"-Situationen bezeichnet werden. 

Die Spieltheorie stilisiert derartige Situationen etwa folgendermaßen: Es wer­
den "Forderungen" erhoben, "Limits" präsentiert, "Konzessionen" gemacht, 
schließlich wird, wenn alles gut geht, "Konvergenz" erreicht (illustriert wird 
die Handlungssituation gerne mit dem Beispiel des Gebrauchtwagenverkaufs). 
Eine alternative Stilisierung betont, daß zunächst eine "Verteilungsformel" 
gefunden wird und dann die Konzessionen im Detail stattfinden (Zartman 
1978). Gemeinsam ist beiden Darstellungen des Verhandlungsablaufs, daß 
das Verhandlungsproblem von allen Akteuren eindeutig auch als Verteilungs­
problem mit einander insoweit entgegenstehenden Interessen wahrgenommen 
wird. 

5 Rein begrifflich gesehen gibt es gute Gründe, die beiden Aspekte "explizite 
Kommunikation" und "verbindliche Absprachen" zu trennen und den zweiten 
als den entscheidenden anzusehen, also "cheap talk" von ''binding offers" zu 
unterscheiden. Aber: "[face-to-face communication] „. has some power to bind 
players and is therefore not truly cheap talk" (vgl. Crawford 1990: 217). 
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Die Akteure werden als "rationale Egoisten" betrachtet, an deren Verhalten 
man die folgenden Erwartungen knüpft: 

Sie sollten daran interessiert sein, sich in der Kooperation möglichst 
große Teile des Zugewinns zu sichern; 
Sie sollten versuchen, durch strategisch passend gewählte Beschreibungen 
"objektiver" Situationen und Handlungsfolgen und durch strategische 
Verschleierung der eigenen Präferenzen ihre Status qua-Position als mög­
lichst günstig und ihren potentiellen Kooperationsgewinn als möglichst 
gering darzustellen Ge weniger sie in der Kooperation gegenüber dem 
Status quo zu gewinnen haben, um so geringer ist ihr Interesse an Ko­
operation, um so besser ist ihre Verhandlungsposition); es wird also 
durchaus um Situationsdefinitionen verhandelt, jedoch zielen die Situa- · 
tionsdarstellungen allein darauf, dem Gegenüber die erwünschte Wahr­
nehmung des Verhandlungsspielraums zu vermitteln. Zweck der Übung 

· ist immer, das eigene Interesse an dem Geschäft als möglichst gering 
und das wohlverstandene Interesse des Gegenübers an dem Geschäft als 
möglichst groß darzustellen. Gerade der letzte Punkt ist sehr wichtig: 
Der Verweis darauf, daß die eingebrachte Ressource oder Anstrengung 
von besonderer Qualität sei, dient nicht der Begründung von Ansprü­
chen, sondern vielmehr der Schaffung von Zahlungsbereitschaft; er wird 
sich dementsprechend nicht auf intrinsische Qualität, sondern immer auf 
Qualität "für den anderen11 ·stützen. 
Schließlich sollten die Akteure Kooperation zu ungünstigen Bedingungen 
der Nichtkooperation vorziehen, solange sie sie überhaupt noch besser 
als ,der Status quo stellt 

Wrr erwarten also divergierende Situationsdefinitionen, die die wahrgenom­
mene Größe des zu verteilenden Kuchens festlegen; wir erwarten zweitens 
Konflikte darüber, wie dieser Kuchen zu schneiden ist. Wrr erwarten keine 
Konflikte darüber, in welcher Weise irgendwelche Kuchenstücke, die schon 
im Besitz der Akteure sind, aufzuteilen sind. Scheitern oder Nichtzustande­
kommen von Kooperation liegt dann daran, daß Kooperationsmöglichkeiten 
erst gar nicht identifiziert werden oder daß die Transaktionskosten (z.B. 
Sicherstellung von Verbindlichkeit) höher als der Kooperationsgewinn sind 
oder daß zu hoch gepokert wurde und Korrektur nicht mehr möglich ist. 

Die theoretisch antizipierbaren Eigenschaften von Resultaten so beschriebener 
Prozesse werden im Konzept der 11Lösung" abgebildet. Ein Spiel hat - verein­
facht gesagt - eine Lösung, wenn die rationale Strategiewahl der einzelnen 

_ Spieler zu einer stabilen Strategienkombination führt. Sofern man ein Spiel 
in einer Weise beschreiben ~ daß es überhaupt eine und am besten nur 
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eine Lösung hat, ist das Ziel erreicht - man hat eine widerlegbare Aussage 
über einen Prozeß und sein Resultat. Im speziellen Fall von bargaining-Spie­
len beschreiben Lösungskonzepte Eigenschaften der Zugewinnaufteilung, auf 
die rationale Spieler sich einigen können sollten.6 Solchen Beschreibungen 
ist nun nicht auf den ersten Blick anzusehen, ob sie deskriptiv oder in einem 
ganz bestimmten Sinne präskriptiv gemeint sind. In der deskriptiven Lesart 
handelt es sich um eine Beschreibung von Eigenschaften des Resultats, die 
in den Köpfen der Spieler kein unmittelbares Gegenstück hat, sondern die 
lediglich eine Hypothese über Abfolgen von Konzessionen und ihren Kon­
vergenzpunkt ist.7 In der präskriptiven Lesart handelt es sich um ein Kon­
zept, das Empfehlungen an die Spieler zu Urteilen über annehmbare oder 
plausible Resultate abbildet. Entscheidend für die Interpretation der zweiten 
Lesart ist, daß es sich um eine Präskription sehr speziellen Charakters han­
delt - die Empfehlung stützt sich nicht auf spielexterne Werturteile, sondern 
formuliert reine Klugheitsregeln, Mittel der Verfolgung gegebener Präferen­
zen, nicht aber Normen, die ihrerseits Präferenzordnungen generieren oder 
selbst den formalen Status von Präferenzen haben sollen. Auch die oben 
angesprochene "Verteilungsformel", wenn es sie gibt, ist nicht eine spielex­
terne Gerechtigkeitsregel, sondern reflektiert Verhandlungsmacht, Drohpo­
tentiale etc. 

2.2 Übergangs- und Anwendungsprobleme 

Alles bisher Gesagte charakterisiert die Analyse der von allen sonstigen Kon­
texteigenschaften bereinigten, "puren", Verhandlungskonstellation (vgl. hierzu 
ausdrücklich Myerson 1986: 29). Es ist "reine", nicht "angewandte" Spieltheo­
rie. Die Resultate solcher Analysen können nun offensichtlich niemals unmit­
telbar in Hypothesen über den Verlauf realer Prozesse umformuliert werden: 
Kein rational-choice-Ansatz liefert ein Argument, warum sich reale Akteure 
nur an Klugheitsregeln und nicht an irgendwelchen anderen "Normen" orien­
tieren sollten. Jede vermeintlich unmittelbare Umformulierung in Verhaltens­
prognosen verwendet unplizit Brückenhypothesen, die man explizieren sollte: 
Es handelt sich entweder um Hypothesen über bestimmte Eigenschaften 

6 Grundlegend ist hier nach wie das Konzept der Nash-Lösung (vgl. Nash 1950). 
Zu ihren Eigenschaften und möglichen alternativen Lösungskonzepten vgl. 
Riker/ Ordeshook (1973: 235ff.); Barry (1989: Kap. 1-3); Kalai/ Smorodinsky 
(1975). 

7 Das wäre beispielsweise die Interpretation der Nash-Lösung im Sinne von Zeu­
then; vgl. Harsanyi (1977: 149ff.). 
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der Akteure oder um Hypothesen über bestimmte Eigenschaften der Konstel­
lation. 

Wann immer der Übergang von der reinen Theorie in die Anwendung ohne 
Bezug auf Kontexteigenschaften vollzogen wird, ist das gleichbedeutend mit 
einer extrem restriktiven Stilisierung der Akteure, sei es, daß ihnen bestimmte 
Eigenschaften als faktisch vorherrschend zugeschrieben werden, sei es, daß 
diese Eigenschaften als wünschenswert ("rational") angesehen werden. Diese 
Eigenschaften sind die Standardeigenschaften des "homo oeconomicus" (vgl. 
Zintl 1989); speziell erwähnenswert in unserem Zusammenhang ist etwas, 
das als "wechselseitiges Desinteresse" etikettiert werden kann. Dieses Desin­
teresse schließt nicht nur die Beurteilung von Resultaten unter anderen Krite­
rien als denen der je eigenen Erträge aus (also etwa Neid, Fairness etc.), 
sondern es schließt die Wahrnehmung des Gegenübers als moralisches 
Wesen aus - man ärgert sich nicht über Opportunismus, sondern rechnet 
ganz selbstverständlich mit ihm und versucht lediglich, die notwendigen 
Vorkehrungen zu treffen (was man dem Gegenüber zutraut, traut man natür­
lich auch sich selbst zu - auch die eigene Person wird nicht als moralisches 
Wesen wahrgenommen). Mit anderen Worten: Die Situation wird so model­
liert, als spielten nicht eigentlich Mensche~ die sich selbst und einander als 
solche wahrnehmen, gegeneinander, sondern recht restriktiv programmierte 
Automaten. 

Erwartungsgemäß erzeugt ein solcher Übergang zahlreiche "Anomalien". Die 
Existenz und Wrrksamkeit von Norme~ die nicht lediglich "Instrumente" der 
Interessenverfolgung sind, sondern die vielmehr die Interessenverfolgung 
einer wla.bhängigen Kontrolle unterwerfe~ ist ein offensichtliches Faktum, 
das nicht gegenüber einer vermeintlichen Instanz "Rationalität" aufwendig 
begründet werden muß - viel eher muß der rational-choice-Ansatz seine Lei­
stungsfähigkeit angesichts dieses Faktums erweisen.8 Am nächstliegenden 
erscheint es hierbei, sich darum zu bemühen, solchen Tatbeständen explizit 
Rechnung zu tragen und die ihnen korrespondierenden Brücken zwischen 
reiner Theorie und Anwendung explizit zu schlagen. 

Für diesen Zweck ist es zunächst notwendig, die Akteure etwas aufwendiger 
zu beschreiben. Anstelle eines Innenlebens, in dem "Präferenzordung' eine 
nicht weiter analysierbare Größe ist, sollten wir zunächst wenigstens zwei 
unterschiedliche Sorten von Bestimmungsgrößen von Präferenzordnungen 

8. Das wird nicht nur von Theoretikern betont (vgl. Elster 1989: Kap. 3; auch 
Etzioni 1988), sondern ist der experimentellen Spieltheorie eine Selbstverständ­
lichkeit - vgl. insbesondere Selten/ netz (1980), Güth (1988), Güth/ netz (1990), 
Selten (1991), Thaler (1988) und allgemeiner Ryll (1989). 
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unterscheiden - "Meinungen" und "Interessen".9 Meinungen sind allgemeine, 
"verallgemeinerungsfähige" Urteile darüber, was richtig oder normativ ange­
messen ist. "Interessen" sind demgegenüber unmittelbar auf Gegenstände 
bezogene Urteile darüber, was man gerne hätte und was man weniger gerne 
hätte.10 Jede beobachtbare individuelle Entscheidung ist das Resultat eines 
Zusammenwirkens der beiden Bestandteile in der Erzeugung einer verhal­
tenswirksamen Präferenzordnung. Nachdem wir vorab nichts über dieses 
Zusammenwirken sagen können, können wir vorab auch keine verbindli­
chen Hypothesen darüber abgeben, wie sich "rationale" Individuen in irgend­
welchen untersuchten Situationen wohl verhalten. Auf den ersten Blick 
scheint mit dieser Unterscheidung nichts gewonnen, eher im Gegenteil - alles 
ist nun möglich. Bei näherer Betrachtung jedoch bietet sie ganz im Gegen­
teil eine Chance, den Übergang von der reinen zur angewandten Spieltheorie 
in theoretisch akzeptabler Weise zu ermöglichen: Zunächst ist erkennbar, 
daß es voreilig ist, beobachtbare Situationen allein auf der Grundlage der 
"Interessen"-Konstellation als Spiele diesen oder jenen Typs zu identifizieren.11 

Kennt man nur die Interessenkonstellation, in der Regel definiert über einen 
sozusagen offiziellen Spielgegenstand, so kann man Hypothesen nicht über 
das tatsächlich gespielte Spiel, sondern nur über diesen Aspekt des Spiels 
formulieren. Solche Prognosen können falsch sein und verweisen dann auf 

9 Für die Unterscheidung vgl. Hayek (1969a, 1969b). Sie ist analog der Unterschei­
dung zwischen values und tastes bei Arrow (1967, 1973) und der Unterschei­
dung zwischen judgments und interests bei Sen (1977, 1986). Leider ist die 
Terminologie hier noch völlig unstandardisiert - so verwenden etwa Roth/ 

. Malouf/ Mumighan (1981) den Begriff Präferenzen synonym mit dem, was hier 
"Interessen" genannt wird und definieren "utilities" bzw. "payoffs" allein im 
Hinblick hierauf, während Harsanyi umgekehrt "interest" als das umfassende 
Konzept verwendet: "The 'interests' of each particular player are not meant to 
be necessarily restricted to selfish considerations; rather, they include all objec­
tives and values, both selfish and unselfish, to which his own utility function 
assigns positive utility" (1977: 13). Der entscheidende Punkt ist jedoch, unabhän­
gig von der jeweiligen Terminologie, immer der Gleiche und identisch mit dem 
hier vorgetragenen Argument: Beschreibungen von Handlungssituationen und 
Spielen auf der Basis allein der egoistisch-opportunistischen Motive von Akteu­
ren sind unvollständig. 

10 Man könnte hier sofort einwenden, die Unterscheidung zwischen Meinungen 
und Interessen sei möglicherweise philosophisch interessant, jedoch für die 
Rekonstruktion tatsächlichen Verhaltens bedeutungslos - jede "Meinung' könne 
gedeutet werden als eines unter verschiedenen Mitteln der Verfolgung von 
"Interessen". Das ist entweder eine metaphysische Aussage über die (Schlechtig­
keit der) Welt im großen und ganzen, oder es ist eine empirische Behauptung, 
über die dementsprechend nicht per Annahmenwahl entschieden werden sollte. 

11 Die Frage etwa: "why do people cooperate in the prisoner's dilemma game?" 
artikuliert oftmals nur ein selbstgemachtes Scheinproblem. 
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den hiermit noch nicht erfaßten Teil, der erst die "subjektive" Situation be­
stimmt.12 

Die Unterscheidung von "Meinungen" und "Interessen" in Rationalwahlmodel­
len erzeugt also einen Erkenntnisanteil, den wir aus der Kenntnis der "enge­
ren" Situation heraus modellieren können, und einen anderen Teil, der nur 
dann modelliert werden kann, wenn wir mehr wissen. Das pure, beinahe 
a priori funktionierende Rationalwahlmodell wird nun nicht mehr flächendek­
kend verwendet, sondern auf Kontexte aufmoduliert (vgl. allgemeiner Zintl 
1989, 1990). Die begriffliche Unterscheidung von zwei ''Dimensionen" indivi­
dueller "utility" ist also nicht das Mittel, uferlos alles und jedes als "ratio­
nal" zu etikettieren, sondern sie schiebt im Gegenteil solcher Uferlosigkeit 
einen Riegel vor. 

Sozialwissenschaftlich interessant am Beitrag von "Meinungen" zu Situations­
bestimmungen ist nun nicht der jeweils individuell-idiosynkratische Anteil, 
sondern derjenige Anteil, der aus "sozialen Normen" stammt Er ist deshalb 
sozialwissenschaftlich interessant, weil wir uns über ihn iit annähernd der 
gleichen Weise informieren können wie über den Interessenteil - ohne Kennt­
nis des jeweiligen Innenlebens der Akteure. Wir kommen zu folgender allge­
meiner Modellierungsgrundlage: 

Die Existenz und Wirksamkeit eigenständig geltender sozialer Normen ist 
Ausgangspunkt. Solche Normen sind niemals irrelevant oder nichtexistent, 
sondern sie sind in fundamentaler Weise jeder Interessenverfolgung vorgela­
gert - s!e entscheiden zunächst darüber, welche Sorte von Spiel überhaupt 
gespielt wird, sie definieren die Konstellation. 13 Es geht für uns nun nicht 
darum, diese einbettenden Normen selbst zu "erklären", sie womöglich als 
Lösungen besonderer Spiele zu rekonstruieren, sondern - bescheidener - sie 
angemessen zur Kenntnis zu nehmen, als vorgegebene Randbedingungen der 
untersuchten bargaining-Situationen. Ein möglicher Spezialfall besteht darin, 

12 Diese Zweiteilung ist auch imstande, die Unterscheidung zwischen "given" und 
"effective matrix" (Kelley/ Thibaut 1978: 14-17) zu präzisieren: Die "given matrix" 
ist allein über "Interessen" definiert; die "effective matrix" ist definiert nicht etwa 
über "Meinungen", sondern über die je individuellen Resultate der Zusammen­
führung von "Interessen" und "Meinungen". 

13 Vgl. grundsätzlich Granovetter (1985). Dieser allgemeine Rahmen erlaubt es 
unter anderem, die Thematik der "Interaktionsorientierungen" und ihres "Um­
schlagens" (Scharpf 1990a), begrifflich zu verorten: Was macht beispielsweise 
ein Verhalten "unangemessen" und damit zu Sanktionen einladend? Es dürfte 
ein Verhalten sein, das erstens rational, zielfördemd istJ das zweitens mit den 
expliziten Spielregeln vereinbar ist, das aber drittens mit den Normen kolli­
diert, die die Geschäftsgrundlage des Spiels sind. 
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daß die normativen Randbedingungen für bestimmte Akteurskonstellationen 
"egoistische Interessenverfolgung" als legitim deklarieren. Der Marktwett­
bewerb funktioniert lehrbuchmäßig nicht etwa dann, wenn keine situations­
definierenden Normen existieren, sondern dann, wenn die geltenden Normen 
ihn "erlauben", er setzt, mit anderen Worten, die passende Kultur voraus 
(vgl. dazu nach wie vor Schumpeter 1972, auch Hirschman 1977).14 

Die unmittelbare Übersetzung der Resultate der reinen Spieltheorie in Hypo­
thesen über reales Handeln ist somit angemessen für die Analyse von Situa­
tionen, in denen externe Normen in dem Sinne irrelevant sind als sie mit 
blanker Interessenverfolgung kompatibel sind.15 Solche Konstellationen sollen 
im folgenden als "Aufteilungsspiele" bezeichnet werden. Wir können aber 
für bargaining-Situationen nicht einfach unterstellen, daß der normative Kon­
text es erlaubt oder gar fordert, daß allein interessenorientiert verfahren wird. 
Es gibt keinen Grund zu der Annahme, daß jede Situation, die formal als 
"problematische Kooperation", also als Mixtur von Effizienz- und Vertei­
lungsproblemen gekennzeichnet werden kann, kulturell als Basar-Situation 
definiert ist. Die Verhandlungen zweier Monopolisten um relative Preise sind 
formal ebenso "problematische Kooperation" wie die Situation, in der zwei 
Akteure die Früchte gemeinsamer Anstrengung aufzuteilen haben.16 Der 
Unterschied besteht darin, daß im ersten Falle von Einverständnis darüber 
ausgegangen werden kann, daß es legitim ist, das eigene Einkommen auch 
auf Kosten des Gegenübers zu maximieren, während das im zweiten Falle 
nicht notwendig so sein wird. 

Betrachten wir die zweite Situation, in der ja offensichtlich ganz andere An­
wendungsprobleme bestehen als in der ersten, nun etwas genauer. 

14 Daß das nicht selbstverständlich ist, zeigt die lange Geschichte, die die Vorstel­
lung "gerechter" Preise hat. Und nach wie vor gilt: Wo immer der reale Wettbe­
werb die Lehrbuchvoraussetzungen des vollkommenen Wettbewerbs nicht 
erfüllt, wo immer er den Akteuren Handlungsspielräume läßt, werden diese 
Spielräume durch Normen gefüllt, die als marktextern anzusehen sind. Vgl. 
Kahneman/ Knetsch/ Thaler (1986) und für collective bargaining Elster (1989). 

15 Das kann auch problemhistorisch belegt werden: Ausgangspunkt der Untersu­
chung von bargaining-Problemen war die Untersuchung des bilateralen Mono­
pols durch Edgeworth. Vgl. nur die Einleitung von Roth in Roth (1985: 1). 

16 Also das, was Elster als "collaboration" oder "joint venture" bezeichnet (vgl. 
Elster 1989: 13). 
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2.3 "Anrechtsspiele" 

Es soll der für die weiteren Überlegungen wichtige Grenzfall behandelt wer­
den: Zwischen den Beteiligten sei unumstritten, daß auf die konkrete Situa­
tion Verteilungsnormen anzuwenden sind, die mit der jeweiligen Verhand­
lungsmacht nichts zu tun haben, sondern die als Normen gerechter Vertei­
lung angesehen werden und dann allenfalls Verhandlungsmacht erzeugen. 
Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei nochmals ausdrücklich darauf hinge­
wiesen, daß also das "Spiel" darum, welches Spiel überhaupt gespielt wird, 
schon abgeschlossen ist. In der Terminologie des vorangegangenen Abschnitts 
kann man das so ausdrücken: Alle Beteiligten haben nach wie vor ein "Inter­
esse" daran, lieber größere als kleinere Stücke des zu verteilenden Kuchens 
zu bekommen; zugleich aber sind alle Beteiligten der "Meinung'' bzw. haben 
Grund, einander die Meinung zu unterstellen, es gehe (auch) darum, den 
Kuchen "gerecht" aufzuteilen. Wie läßt sich das hier gespielte "Spiel" 
beschreiben? 

Allgemein gilt: Näher als die Analogie zum Basar liegt hier die Analogie 
zu einem Rechtsstreit. Es geht nicht darum, "Zugeständnisse" hinsichtlich der 
Gewinnaufteilung zu machen, sondern es geht vielmehr darum, "Eingeständ- · 
nisse" einerseits hinsichtlich der Anwendbarkeit spezifischer Normen und 
andererseits hinsichtlich subsumierbarer Situationen zu machen oder begrün­
det zu verweigern - es geht nicht um Konzessionen, die man je nach Ver­
handlungsposition und Drohpotential machen oder unterlassen kann, sondern 
es geht darum, Ansprüche zu rechtfertigen oder als ungerechtfertigt zu er­
weisen. ,In einer Welt, in der sowohl Ermittlungs- und Zuschreibungsproble­
me existieren als auch die Akteure nicht unbedingt "ehrlich" sind, wird auch 
hier strategisch gehandelt - explizit gespielt wird. jedoch nicht das oben skiz­
zierte Aufteilungsspiel, sondern ein Spiel um Normen und ihre Anwendung. 
Es geht darum, hinsichtlich der anwendbaren Normen möglichst günstige 
Positionen zu besetzen und das Gegenüber in eine möglichst ungünstige 
Position zu manövrieren. Solche Spiele sollen im folgenden als "Anrechtsspie­
le" bezeichnet werden. 

Auch diejenigen Beteiligten, die sich allein an ihren "Interessen" orientieren, 
finden die normative Einbettung der Situation zumindest als Restriktion ihres 
Handlungsspielraums vor. Zwar ist in ihrer Sicht der eigentliche Konflikt 
ein Interessenkonflikt, jedoch wissen auch sie, daß er zumindest der Form 
nach ein Meinungskonflikt ist. In einem Meinungskonflikt zählt nur Verallge­
meinerungsfähiges; die Frage "Würdest Du Deine Position auch dann vertre­
ten, wenn Du in meinen Schuhen stündest?" muß von allen Kontrahenten 
einigermaßen überzeugend mit "Ja!" beantwortet werden können, wenn sie 
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nicht auf verlorenem Posten stehen wollen, in Interessenkonflikten besteht 
ein solcher Bedarf nicht (vgl. Sen 1970: Kap. 9). Es ist ohne weiteres möglich, 
daß die Akteure sich am liebsten diejenigen Meinungen aussuchen, die am 
besten zu ihren Interessen passen. Und dennoch ist es ebenfalls möglich und 
damit völlig vereinbar, daß es nicht ohne Risiken ist, sich auf das Feld der 
Meinungen zu begeben - es kann immer passieren, daß die Art der Argu­
mentation, auf die man sich damit eingelassen hat, unerwünschte Konsequen­
zen für die Verfolgung der jeweiligen eigenen Interessen hat. Wenn Opportu­
nismus verpönt ist, dann ist zu erwarten, daß jeder, auch kognitiver Oppor­
tunismus verpönt ist. Man kann also nicht mehr ohne weiteres inkonsistent 
in der Zeit ("Was schert mich mein Geschwätz von gestern") sein. 

In Anrechtsspielen geht es um drei Fragen: (1) Welche Aufteilungsnorm ist 
anzuwenden? (2) Welche Meßstandards sollen verwendet werden? (3) Wie 
ist die vorliegende Situation zu subsumieren? 

ad (1): Welche Norm ist anzuwenden? Empirisch läßt sich über die Vertei­
lungsnorme~ die speziell in Kooperationssituationen eine Rolle spiele~ soviel 
sagen: Grundsätzlich kommt in Frage die Verteilung des Kooperationsge­
winns nach Beitrag ("Äquitätsprinzip"), die Verteilung nach Bedürfnis, 
schließlich die Gleichverteilung des Kooperationsertrags. Die vorgeordnete, 
psychologisch beinahe selbstverständliche Norm scheint die Äquitätsnorm 
zu se~ 17 da nur sie einen Bezug zu eingebrachten Leistungen herstellt, so 
daß ohne Schwierigkeiten auch die Gegenrechnung angestellt werden kann 
- eine gegebene, in der Natur der Materie liegende Ertragsverteilung sollte 
sich in den zu fordernden Beiträgen niederschlagen. Das schließt aber nicht 
aus, daß die Bedürfnisnorm oder die Gleichheitsnorm mit der Äquitätsnorm 
konkurrieren oder auf sie aufmoduliert werden. Das gilt vor allem für Situa­
tione~ in denen es gerade nicht ausschließlich um Zusammenarbeit zu be­
stimmten klar begrenzten Zwecken geht. Das kann der Fall sein, wenn die 
Kooperation nicht nur Instrument, sondern selbst ein Zweck ist, wenn also 
der Gruppenzusammenhalt einen eigenen Wert darstellt. Es kann auch der 
Fall se~ wenn die Beteiligten als sehr unterschiedlich in ihren Eigenschaften 
betrachtet werden (vgl. insbesondere Schwinger 1980), oder, für unseren 
Zusammenhang relevant, wenn der Status quo als korrekturbedürftig gilt 

17 Eindeutig so Selten/ Tietz (1980: 22); Güth (1988); vgl. auch Mikula (1972); 
Hoffmann/ Spitzer (1985); Mellers/ Hartka (1989); die vorherrschende Form 
ist durch ein Ratio-Modell "Auszahlung(i)/Beitrag(i) = Auszahlung(k)/Beitrag(k)" 
repräsentierbar. Die von Mellers und Hartka präsentierte subtraktive Gerechtig­
keitsvorstellung - also "Auszahlung(i)-Beitrag(i) = Auszahlung(k)-Beitrag(k)" -
scheint dem zunächst zu widersprechen, wird von den Verfasserinnen jedoch 
selbst damit erklärt, daß die Subjekte in realen Situationen oft keine Nullpunkte 
der Skalen bestimmen können (vgl. Mellers/ Hartka 1989: 696). 
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und dies die Definition der Kooperationssituation in Mitleidenschaft zieht. 
Derartigen Konstellationen ist gemeinsam, daß die Kooperation in einer spe­
ziellen Angelegenheit nicht "separat" stattfindet, sondern Bestandteil einer 
Gesamtkonstellation ist, in der es um mehr oder anderes geht. Insgesamt 
findet also nicht etwa eine philosophische Auseinandersetzung darüber statt, 
ob eine Verteilungsnorm "als solche" akzeptabel ist oder nicht, sondern es 
geht darum, ob die impliziten Anwendbarkeitskriterien einer von ganz weni­
gen simplen Verteilungsnormen in der jeweils vorliegenden Situation erfüllt sind 
oder nicht - scho!l hier also trägt die - sicherlich "interessenorientierte" -
Verfertigung von Situationsbeschreibungen die Hauptlast der Verhandlungen. 

ad (2): Welche Standards sollen verwendet werden? Standards sind Operatio­
nalisierungen von Normen, die deren Anwendung auf konkrete Situationen 
erlauben. Auch das ist kein iriteressenneutrales Problem - jede Seite wird 
diejenigen Standards bevorzugen, die ihr entgegenkommen. So liegt es etwa 
für diejenigen, die ihre eigene Leistungsfähigkeit als nicht sehr hoch einschät­
zen, nahe, unter Hinweis auf Meßprobleme möglichst pauschale Standards 
der Beitragsmessung zu propagieren, während diejenigen, die ihre eigenen · 
Beiträge für überdurchschnittlich hoch halten, aufwendigere Formen der 
Messung vorziehen werden (vgl. Güth 1988: 712ff.). 

ad (3): Wie ist die vorliegende Situation zu subsumieren? Situationsbeschrei­
bungen dienen hier nicht so sehr dem Zweck, dem anderen Desinteresse zu 
demonstrieren oder ihm das Geschäft schmackhaft zu machen, sondern vor 
allem d~r Etablierung legitimer Ansprüche. Zwar existiert nach wie vor ein 
Interesse, die eigene Ausgangslage möglichst positiv zu schildern - wenn 
Prinzipien der Aufteilung wirksam sind, reduziert das den maximal mögli­
chen eigenen Zugewinn und schafft insofern eine gute Verhandlungsposition, 
als man nicht so leicht unbescheiden wirkt. Daneben gibt es jedoch einen 
Aspekt, der gerade in die Gegenrichtung wirkt: Wenn es gelingt, den Status 
quo als illegitim im Hinblick auf die konsentierten Verteilungsprinzipien zu 
charakterisieren, dann fordert man implizit nicht etwa ein besonders großes 
Stück vom Kuchen, sondern man kann eine große Forderung zerlegen in 
einen (den Verteilungsprinzipien entsprechenden) Anteil am zu verteilenden 
Gewinn und einen (möglichst großen) Anteil, der gar nicht Gewinn, sondern 
"Korrektur" ist. Zu erwarten ist also nicht die Bekundung "Mir geht es gut 
genug auch ohne Kooperation, Du mußt mir schon etwas bieten, damit ich 
mich darauf einlasse", sondern die Bekundung "Mir geht es insofern schlecht, 
als ich schon dauernd ohne Kompensation kooperiere; es wird Zeit, daß Du 
endlich Deinen Anteil beisteuerst, und zwar nicht nur für die Erweiterung 
der Kooperation". 
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Insgesamt sind also in "Anrechtsspielen" common-knowledge-Probleme nicht 
einfach eine zusätzliche Komplikation der Modellbildung, ein Anreicherungs­
problem, 18 sondern das eigentliche Thema der Akteure. Heterogenität wird 
zum gravierenden Problem: Formal sind in kooperationsträchtigen Situationen 
die individuellen Interessen der Akteure in einfacher Weise aufeinander bezo­
gen - wie auch immer sie im einzelnen aussehen möge~ es gilt: Wenn man 
miteinander ins Geschäft kommt, können prinzipiell alle Beteiligten besser 
gestellt werden. Materiell kann dieses gemeinsame Interesse jedoch unter­
schiedliche Grundlagen haben. Zwei Grenzfälle können unterschieden werden 
- die Kooperation kann profitabel sein, weil es Komplementaritäten gibt (der 
eine hat Land und kein Geld, um etwas mit dem Land anzufangen, der 
andere hat Geld, aber kein Land, um mit dem Geld etwas anzufangen); 
sie kann profitabel sein, weil es Größeneffekte gibt (beide haben allein nicht 

. genug Land und nicht genug Geld). In "Aufteilungsspielen" macht das keinen 
Unterschied; geht es jedoch um Ansprüche, ist der heterogene Fall der 
schwierige Fall - man kann erwarten, daß die Akteure vor allem intangible 
Kosten (bei sich selbst behauptet) und intangible Erträge (dem Gegenüber 
zugeschrieben) in strategischer Absicht einführen und daß sie dies einan­
der unterstellen. Zunächst einmal ist ja jeder Akteur Herr seines Innen­
lebens und es ist seine Sache, welche - beliebig idiosynkratischen - Kosten­
und Ertragsbestand teile er als Intangible ins Spiel bringt. 

Dementsprechend wird Konsens nicht über Verteilung, sondern über Situa­
tionsbeschreibungen zum wichtigsten Lösungsbes.tandteil: Sicherlich bevorzu­
gen alle Akteure denjenigen Blickwinkel, der für sie am profitabelsten ist; 
es gibt aber unter der Annahme rationalen Verhaltens keinen Grund für die 
Erwartung, sie hielten daran eisern fest - die Akteure sind sich darüber im 
klaren, daß es in der bestehenden Konstellation nicht darauf ankommt, was 
sie glauben oder zu glauben vorgeben, sondern darauf, was glaub"würdig" 
ist, also eben nicht im Alleingang zu entscheiden. Zwar favorisieren sie un­
terschiedliche Situationsdefinitione~ sie wissen jedoch, daß das solange nichts 
hilft, wie ihr bevorzugter Blickwinkel nicht als common knowledge besie­
gelt ist. Nicht nur Kommensurabilitätsprobleme müssen interindividuell 
gelöst werden, es muß vor allem Einvernehmen darüber hergestellt werde~ 
was überhaupt berücksichtigungsfähig sein soll. Sie werden also nicht ein­
fach irgendwelche Behauptungen aufstelle~ sondern sie werden argumentie­
ren. 

18 Vgl. so etwa Calvert (1989: 293): "A more complicated addition to the model 
would be incomplete information about opponents' payoffs ... " 
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Das Spiel um Situationsdefinitionen hat Verteilungskonsequenzen und kann 
insofern als eine Verlagerung des zunächst formulierten bargaining-problems 
auf eine andere Ebene angesehen werden. Dennoch zeigen die gerade behan­
delten Besonderheiten dieser Verlagerung, daß es gute Gründe zu gesonder­
ter Modellierung gibt, da die Verlagerung ganz andere Handlungssitua­
tionen erzeugt als sie im reinen "Aufteilungsspiel" bestehen. Zwar kann da­
von ausgegangen werden, daß common knowledge darüber besteht, daß auch 
hier vor allem verteilungsrelevante Pflöcke eingeschlagen werden. Jedoch gilt 
zugleich, daß alle Akteure wissen, daß die Verteilungskonsequenzen einer 
Situationsbeschreibung, wie wichtig sie für den einzelnen Akteur auch immer 
sein mögen, nicht per se als Argumente verwendbar sind, eine bestimmte 
Situationsbeschreibung gemeinsam akzeptabel zu machen. Alle Akteure wis­
sen, daß Legitimität der Anwendung eines konsentierten Verteilungsprinzips 
voraussetzt, daß die Situationsbeschreibung zunächst einmal unabhängig von 
Verteilungszielen erfolgt. Zugleich wissen sie natürlich auch, daß sie alle 
Opportunisten sind - sie erwarten von allen anderen, was sie von sich selbst 
erwarten: Versuche, Verteilungsinteressen in kaschierter Form einfließen zu 
lassen. Das Problem besteht hier nicht darin, daß Interessen existieren, son­
dern darin, daß sie nicht explizit sind. Das Ideal wäre somit nicht der "inter­
essenbereinigte Diskurs", der seinen Platz in der Diskussion um die Vertei­
lungsnormen hätte, sondern der "interessenexplizite Diskurs". 

Vor diesem Hintergrund kann ·nun der Frage nachgegangen werden, wie 
die Wahrnehmungen und Verhaltensweisen, die im hier untersuchten Fall 
zu beobachten sind, am besten theoretisch gedeutet werden können. Haben 
wir es ~her mit "Aufteilungsspielen" oder mit "Anrechtsspielen" zu tun? 

3. Deskription 

3.1 Normen 

Gibt es Indizien dafür, daß Verteilungsprinzipien im hier betrachteten Fall 
Bestandteil der Situationswahrnehmung und Situationsbeurteilung der Akteu­
re sind? Diese Frage kann ohne Umschweife mit Ja beantwortet werden. Es 
gibt nahezu kein Interview, in dem im Zusammenhang mit Kooperationspro­
blemen eigenes und fremdes Verhalten in lediglich "neutralen" (nur interes­
senbezogenen) Begriffen geschildert und beurteilt wird; Gesichtspunkte der 
Angemessenheit, der Fairness oder der Gerechtigkeit spielen in der Charakte-

. risierung von Problemen oder der Charakterisierung eigenen und fremden 
Verhaltens eine mindestens ebenso große Rolle wie Gesichtspunkte der Effi-
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zienz oder des ökonomischen Ertrag eines Vorhabens.19 Die spezifischen Maß­
stäbe der Ertragsaufteilung folgen, soweit überhaupt ausdrücklich angespro­
chen, dem Äquitätsprinzip. 20 Die einzige Einschränkung liegt darin, daß diese 
Aufteilungsnorm eher implizit als explizit formuliert wird. Die Vorstellung, 
daß Fairness die Proportionalität von Beiträgen und Erträgen fordert, scheint 
so selbstverständlic~ daß kein Bedarf an Präzisierung besteht. Das bedeutet 
aber noch nicht, daß in normativer Hinsicht kein Konflikt besteht. 

Normenkonflikte kommen in der untersuchten Konstellation dadurch zustan­
de, daß die Ausgangslage, in der kooperiert wird, in die Beurteilung einzel­
ner Kooperationsentscheidungen einbezogen wird. An erster Stelle ist zu 
nennen die Gesamtkonstellation - der Länderfinanzausgleich wird immer 
wieder als das zentrale Problem genannt, das gelöst werden muß, wenn man 
zu angemessenen Kompensationsentscheidungen bei bilateraler Kooperation 
kommen will. 21 An zweiter Stelle ist zu nennen die jeweilige lokale Vorge­
schichte eines konkreten Aufgabenbereichs. Zunächst zur Gesamtkonstellation: 

Zwei Gründe für die Einführung des Themas "Länderfinanzausgleich" in 
lokale Kooperationsverhandlungen sind denkbar: Es kann sich um tatsächli­
che Konkurrenz bzw. Überlagerung ganz unterschiedlicher Verteilungsnormen 
hande~ also darum, daß zugleich allgemeine Umverteilungsziele und spe­
zielle Fairnessziele der Lasten/Ertragsrechnung verfolgt werden. In diesem 
Falle läge eine Interpretation des Konflikts als taktisch motiviertes Verwirr­
spiel nahe. Es ist aber auch denkbar, daß der Verweis auf den Länderfinanz-

19 Vgl. etwa: Interview 2606AB1: "gerechte Verteilungsnormen" sind notwendig, 
"angemessene Beiträge" sollten geleistet werden; 0607 AB3 und 2808AB1: Es ist 
nicht "einsehbar", daß man finanzielle Beiträge leisten soll, ohne an Entscheidun­
gen beteiligt zu sein; 0706BS2: Das Umland "bereichert" sich über die Zonen­
randförderunr; 2606AB1: Das Hamburger Vorgehen ist "arrogant"; 0407 ABl: 
Hamburg ist "wenig kooperationsbereit"; 0307 ABl: Man sollte nicht "kleinkräme­
risch" einzelne Leistungen und ~sten aufrechnen; 0907 ABl: Es ist ärgerlich, 
daß man eine Umlage im Bereich OPNV nur durch das Ausspielen der Umland­
kreise gegeneinander erreichen konnte; 2607BS1: Hamburger Politiker werden 
in SH als "Schlitzohren" betrachtet, die SH "über den Löffel balbieren wollen"; 
2607BS1: SH zeigt "keine Verantwortung"; 2808AB1: Hamburger weisen "Pfeffer­
sackmentalität" auf, stellen "unverschämte Forderungen". 

20 0908AB2: "Ausgleich zwischen HH und seinem Umland muß über Aufschlüsse­
lung und Aufteilung der Kosten der Infrastruktur erfolgen"; 2606AB1: "Ausgleich 
von Leistung und Gegenleistung'' löst Kooperationsprobleme; 0907 ABl: SH 
wollte nicht mehr als 10% der Kosten von Kaltenkirchen übernehmen, obwohl 
auf Hamburg der Verlust ~~n 5000 Arbeitsplätzen zukam; 1706BS1, 1707 AB4, 
0808AB2: Lastenverteilung OPNV sollte danach erfolgen, wo die Defizite anfal­
len. 

21 Vgl.. etwa 0706BS1; 0706BS2; 2706AB3; 0507 AB2; 0907 ABl; 1107 AB2. 
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ausgleich selbst als - erweiterte - Anwendung des Äquitätsprinzips zu deuten 
ist. In diesem Falle geht es eigentlich gar nicht um einen Normenkonflikt, 
sondern viel eher um einen Subsumptionskonflikt. Letzteres scheint die plau­
siblere Interpretation. Um das zu zeigen, sei betrachtet, woran sich Konflikte 
entzünden. 

In einem föderativen System hängt die Anwendbarkeit von Kriterien der 
Verteilungsgerechtigkeit auf die regionale Verteilung von der Interpretation 
der Konstellation ab: Wenn man den Aspekt "Autonomie" zum dominan­
ten Gesichtspunkt macht, sind unterschiedliche Ausstattungen der Teilstaa­
ten überhaupt kein Gerechtigkeitsproblem.22 Wenn man hingegen das "bündi­
sche Prinzip", die Zugehörigkeit zu einem gemeinsamen Staatsverband, be­
tont, ist ein Ausgleich insoweit legitim, als er die - wie auch immer bestimm­
te - notwendige Grundversorgung mit öffentlichen Leistungen sichert. Diese 
zweite Interpretation der Konstellation hat ihreri. Niederschlag im Grundge­
setz gefunden und liefert den normativen Hintergrund zum Länderfinanz­
ausgleich. 23 Die angewandte Verteilungsformel -:- vereinfacht gesagt: Anhe­
bung der Finanzausstattung der finanzschwachen Länder auf 95% des Län­
derdurchschnitts - kann am ehesten als "Restriktion der maximalen Bandbrei­
te der Verteilung" charakterisiert werden; es handelt sich weder um die 
Garantie eines bestimmten Minimums~ noch um eine Anwendung des 
Rawls'schen Differenzprinzips (weitestmögliche Anhebung des Ausstattungs­
niveaus der schlechtestgestellten Länder). Besondere Belastungen können 
durch Ergänzungszuweisungen des Bundes aufgefangen werden. Einen Son­
derfall stellen die Sonderlasten der Stadtstaaten dar, die pauschal, schon in 
der Ve~eilungsformel, in Form der "Einwohnerveredelung" berücksichtigt 
werden. Die Anspruchsgrundlagen, aus denen "Sonderlasten" abgeleitet wer­
den können, sind nicht völlig präzisiert und daher bis zu einem gewissen 
Grade interpretierbar. Umstritten zwischen Hamburg und den Nachbarlän­
dern sind vor allem zwei Eigenschaften des Länderfinanzausgleichs: Zum 
einen das Wohnortprinzip der Lohnsteuerzerlegung, zum anderen die Frage, 

22 Vgl. Sachverständigenrat (1990: 211) - nur Spillover-Probleme stellen eine An­
spruchsgrundlage für Ausgleichszahlungen dar. 

23 Art. 72 GG: " ... Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse über das 
Gebiet eines Landes hinaus ... ", entsprechend die Grundsätze des Finanzaus­
gleichs nach Art. 107 GG: "Durch das Gesetz ist sicherzustellen, daß die unter­
schiedliche Finanzkraft der Länder angemessen ausgeglichen wird ... " 

24 "Die zulässige Berücksichtigung stadtstaatlicher Besonderheiten kann nicht die 
Bedeutung einer finanziellen Status- oder Besitzstandsgarantie haben; sie ist auch 
weder eine Absicherung gegenüber allgemeinen wirtschaftlichen Strukturverände­
rungen ... noch gegenüber Verschiebungen des Wohlstandsniveaus zwischen 
den Bundesländern. Gegenüber solchen Veränderungen kann der Länderfinanz­
ausgleich keine Abhilfe bieten" (Bundesverfassungsgericht 1986: 832). 
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welche Leistungen der Stadtstaaten für das Umland schon durch die "Ein­
wohnerveredelung" des Länderfinanzausgleichs abgegolten wurden. 

Die Lohnsteuerzerlegung nach Wohnsitz ist eine rein buchungstechnisch 
begründete Regelung, die in Flächenstaaten folgenlos bleibt, für Stadtstaaten 
jedoch angesichts des Übergewichts der Einpendler massive Auswirkungen 
hat (1982 etwa führte HH: 30% seines Lohnsteueraufkommens ab, Flächenstaa­
ten nur 2.9% ). Die Regelung ist zwar nicht unter Verteilungsgesichtspunkten 
eingeführt worden, hat jedoch hier Verteilungskonsequenzen. Nach Überzeu­
gung der nachteilig betroffenen Seite widersprechen diese Konsequenzen der 
Intention des Länderfinanzausgleichs: Hamburg argumentiert, daß das Wohn­
sitzprinzip nicht diejenigen Lasten berücksichtigt, die für ein Land mit der 
Erwirtschaftung des Steueraufkommens verbunden sind, vor allem anteilige 
Infrastrukturkosten, insbesondere den öffentlichen Personennahverkehr, aber 
auch anteilige Verwaltungskosten, z.B. Arbeitsgerichte. Die Zerlegung nach 
Wohnsitz wird also als Transfer gedeutet, der daraus resultiert, daß unaus­
weichlich Leistungen erbracht werden, die nicht kompensiert werden. Die 
"begünstigte" Seite stellt dem eine konkurrierende Theorie der Zusammenhän­
ge gegenüber, nach der eine andere Regelung ihrerseits als intentionswidriger 
Transfer zu deuten wäre.25 

Die "Einwohnerveredelung" erzeugt eine vergleichbare Konfliktlage, soweit 
sie denjenigen Leistungen der Stadtstaaten zugerechnet wird, die ins Umland 
ausstrahlen. Das gilt etwa für Spezialkliniken, Theater, Universitäten, Museen, 
die nicht nur lokale Bedeutung haben. Umstritten ist nicht, daß hier Spill­
over vo~liegt, sondern vielmehr, ob die Kompensation bereits mittels der 
Einwohnerveredelung erfolgt ist oder ob diese nur einen globalen "Metropo­
lenaufwand", nicht aber den konkreten Leistungsspillover kompensiert. Wenn 
der Länderfinanzausgleich solche Lasten bereits berücksichtigt, kann die 
Metropole sie nicht nochmals einfordern; was stattgefunden hat, ist ein 
Transfer zwischen dem Umland der Metropole und der Gesamtheit der 
Länder - allenfalls diese könnten Kompensation fordern. Enthält der Länder­
finanzausgleich diese Lasten nicht, so erhebt die Metropole berechtigte Forde­
rungen an die Anrainer. 26 

25 Vgl. einerseits den Normenkontrollantrag der Stadt Hamburg (Schuppert 1985: 
35f.); andererseits Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein (1985: 39ff.). 

26 Vgl. für die Sicht der Stadtstaaten neben dem erwähnten Normenkontrollan­
trag Hamburgs vor allem Hickel/ Roth/ Troost (1988: 197ff., 206f.); für die 

· Gegenposition Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein (1985: 50ff.). 
Auch Hummel/ Leibfritz (1987: 45). 



Zintl: Gewinnaufteilungsprobleme bei föderativer Kooperation 25 

Diese Konflikte sind also, näher betrachtet, keine Konflikte darüber, welche 
Gestalt der Verteilung grundsätzlich als gerecht angesehen werden soll, sie 
führen kein konkurrierendes Verteilungskriterium ein, sondern sie sind viel 
eher Konflikte darüber, worauf ein konsentiertes Kriterium anzuwenden ist: 
Wenn der Status quo, den der Länderfinanzausgleich schafft, speziell im 
Zusammenhang mit Kooperationsproblemen genannt wird, dann nicht im 
Hinblick auf allgemeine Probleme der Verteilungsgerechtigkeit, sondern ge­
nau dort, wo der Länderfinanzausgleich nach Meinung seiner Kritiker Inter­
dependenz und faktisch stattfindende Kooperation nicht berücksichtigt, auf 
die das Äquitätsprinzip ebenso anzuwenden ist wie auf jede ausdrücklich 
vereinbarte Kooperation. 

In der zweiten eingangs erwähnten Konfliktsituation, also in den Fällen, in 
denen auf die spezielle Vorgeschichte in einer speziellen Angelegenheit ver­
wiesen wird, ist es schon auf den ersten Blick erkennbar, daß nicht Normen­
konkurrenz, sondern die Reichweite der Anwendung der Äquitätsnorm das 
Thema der Auseinandersetzung ist. Wenn der Status quo in einer konkreten 
Angelegenheit als korrekturbedürftig angesehen wird, so geht es nicht um 
die grundsätzliche Gerechtigkeit der Verteilung ·in diesem Status quo, son­
dern um nichtkompensierte Kooperation, die nach Meinung seiner Kritiker 
den spezifischen Status quo kennzeichnet. Es handelt sich immer um Situatio­
nen, in denen der eine der Beteiligten "groß" genug ist, um eine Angelegen­
heit im Alleingang betreiben zu können und dies auch tut, während der 
andere auf dem 'frittbrett reist bzw. ihm dies unterstellt wird. Das Problem 
ist ein asymmetrisches Kollektivgutproblem: Die bisherige "Kooperation" war 
vielleid1t effizient, aber sicher nicht fair; Erweiterungen der Kooperation 
setzen die Lösung von Verteilungsproblemen voraus - aber der "Große" sieht 
nicht ein, warum nur die Erweiterung der Kooperation nach Fairnessgesichts­
punkten stattfinden soll, so daß die "Kleinen" Verhandlungen scheuen, die 
sie womöglich noch hinter den Status quo zurückfallen lassen. 'Z1 Das Problem, 
vor dem die Akteure stehen, kann so skizziert werden: Zu unterscheiden 
sind zunächst zwei Fälle: "Trittbrettfahren" (T) und "Komplettlösung" (K). 
In T trägt der "Große" die kompletten Kosten, während die Konsumentenren­
te des "Kleinen" ungeschmälert ist. Der Leistungsumfang richtet sich allein 
nach dem Grenznutzenverlauf des "Großen", er wird in der Regel subop­
timal, und zwar zu klein, sein.28 In K sind die Kosten aufgeteilt, die Ange-

27 Vgl. z.B. 2606AB1: Netzerweiterung ÖPNV wird schwierig, da hierdurch "Neu­
verteilung" auf den Tisch käme; 0706BS2: Der Widerstand gegen Ausgleichszah­
lungen hat seinen Grund darin, daß "Folgeforderungen" befürchtet werden . 

. 28 Wenn der Leistungsumfang bereits im Alleingang optimal ist, besteht lokal 
überhaupt kein Kooperationsproblem im engeren Sinne mehr - die Situation 
ist pareto-optimal, nur die Verteilung erscheint einem der Akteure ungerecht. 
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botsmenge ist optimal. Die Rente des Großen ist stark gestiegen, die des 
Kleinen gesunken. Entsprechend sieht die Konstellation der Präferenzen aus: 
Für den "Großen" (i) gilt: P(i) = K > T, für den "Kleinen" G) gilt: PG) = T 
> K. Wenn T der Status quo ist, bleibt es bei T. Eine denkbare "Zugewinnlö­
sung" (Z), die die gleiche Verteilungsregel wie K zugrunde legt, sie jedoch 
nur auf die Einheiten anwendet, die über die Trittbrettfahrer-Menge hin­
ausgehen, würde den Großen besser stellen als T, den Kleinen besser als K. 
Die (rein "interessenbezogenen") Präferenzordnungen sollten also so aussehen: 

P(i) : K > Z > T; PG) : Z > T > K 

Offensichtlich ist Z dem Status quo T hinsichtlich der jeweiligen "Interessen" 
pareto-überlegen. Ein Problem besteht aber genau deshalb, weil "Meinungen" 
eine Rolle spielen. Das Prinzip, auf dem Z beruht, macht zugleich die Aus­
gangslage T zum offiziell verbrieften Ärgernis - 0) müßte ja einräumen, daß 
bisher nicht "fair" verfahren wurde. Das zentrale normative Problem, das die 
Akteure lösen müssen, wenn sie kooperieren wollen, besteht also auch hier 
nicht in der Wahl eines bestimmten Verteilungsprinzips, sondern vielmehr 
in der Festlegung der Reichweite des Prinzips - wie weit soll es "zurück­
strahlen"? 

Zusammenfassend kann der bisherige Befund so charakterisiert .werden: Die 
Konstellation wird von den Akteuren nicht als ein reines Aufteilungsspiel 
angesehen, in dem es legitim ist, herauszuholen, was immer je situationsspe­
zifisch herauszuholen ist; überdies ist nicht nur unumstritten, daß überhaupt 
Gerechtjgkeitsnormen auf die Situation anzuwenden sind, sondern auc~ 
welches Verteilungsprinzip jedenfalls grundsätzlich gelten soll. Beobachtbare 
Meinungsverschiedenheiten erstrecken sich auf Subsumptionsprobleme im 
weiteren Sinne - also auf Fragen der Standards und der Situationsbeschrei­
bung. 

3.2 Standards und Situationsbeschreibungen 

So unstrittig das allgemeine Prinzip ist, so ungeklärt ist seine Operationalisie­
rung - es gibt keine abstrakten und allgemeinen Vorstellungen darüber, wie 
heterogene Kosten- oder Ertragsbestandteile miteinander zu verrechnen sind 
und welche Unterschiede zwischen den Beteiligten in welcher Weise zu 
berücksichtigen sind; hierin schlägt sich der allgemeine Tatbestand nieder, 
daß es immer einfacher ist, festzustellen, was fair bei gegebenen Standards 
ist, als zu bestimmen, welche Standards fair in einer gegebenen Situation 
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sind.29 Anders als in einer Arena philosophischen Diskurses findet darüber 
hinaus in realen Verhandlungssituationen die Klärung der Standards oft eher 
implizit statt - die Diskussion über angemessene Beschreibungen von Aus­
gangslage und erwartbaren Veränderungen entscheidet zugleich implizit 
darüber, welche Maßstäbe verwendet werden dürfen. Dies ist auch hier der 
Fall. 

Zunächst einmal findet sich das Erwartete - umstritten ist, wie der Status 
quo und seine Veränderungen zu beschreiben sind, 30 es konkurrieren unter­
schiedliche Dimensionen der Bewertung, es ist unklar, wie diese Dimensionen 
konsolidiert werden sollen. Je nach Materie sind die Spielräume unterschied­
lich groß. Etliche Gegenstände der Kooperation bieten nahezu keine Ansatz­
punkte für interessenorientierte Wahrnehmung und Beschreibung. Das gilt 
etwa für Wasserversorgung und Abwasserentsorgung - unumstritten ist die 
Inzidenz (weil zurechenbar und homogen), es gibt keine konzeptionellen 
Alternativen mit anderer Inzidenz. Soweit hierbei Standortentscheidungen 
zu treffen sind (Kläranlagen), ist ebenfalls klar, wen sie wie betreffen. Hier 
finden wir keine Indizien für unterschiedliche Situationsbeschreibungen, 
sondern wiederholt den Verweis darauf, daß die Kooperation reibungslos 
funktioniere. Differierende Situationsbeschreibungen tauchen auf, sobald es 
konkurrierende Konzeptionen gibt (etwa Energieversorgung und Müllent­
sorgung). Hier scheinen jedoch die Meinungsverschiedenheiten grenzüber­
schreitend zu se~ so daß weniger ein Kooperationsproblem als ein je inter­
nes Willensbildungsproblem vorliegt. Scharfe Diagnosekonflikte treten erst 
dort auf, wo die Parteien in der Kooperation komplementäre Rollen einneh­
men müssen - das gilt partiell für den öffentlichen Personennahverkehr und 
in voller Schärfe für Industrieansiedlungspolitik. Solche Themen werden typi­
scherweise nicht so sehr unter unmittelbar betriebswirtschaftlichen Kriterien 

29 Das Problem ist völlg analog zu dem Problem gerechter Regeln bei Hayek: 
Gerecht ist eine Regel, die alle gleich behandelt, also keine irrelevanten Unter­
schiede berücksichtigt (vgl. vor allem Hayek 1971: 272f., 300). Aber nach welcher 
Regel soll über die Relevanz von Unterschieden geurteilt werden? Vgl. Zintl 
(1983: 175ff.). 

30 Z.B. Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein (1985: 20): HH hat nach 
104a (4) GG im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes einen 
überproportionalen Anteil von 3.4% erhalten. "Darüber hinaus sind das Land 
sowie Kreise und Gemeinden in Schleswig-Holstein „. am betrieblichen Defizit 
des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV) beteiligt. So trägt z.B. das Land 50% 
der Verluste von der 'Eisenbahngesellschaft Altona-Kaltenkirchen-Neumünster' 
(AKN)" (1985: 52). Oder 0808AB1: Im Zusammenhang mit Abfallbeseitigung 
stufe SH Mengen als "Vermeidung'' ein, die HH schon abgezogen habe. 
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wahrgenommen, sondern viel eher als Bestandteile regionaler Arbeitsteilung;31 

Die Situationsbeschreibungen hängen, wie erwartet, von Interessen ab. Für 
die Beurteilung des öffentlichen Personennahverkehrs etwa ist es folgenreich, 
ob man die Pendler als Bewohner des Umlandes wahrnimmt, die das Ar­
beitsplatzangebot und die Infrastruktur der Stadt nutzen, oder als (verdräng­
te) "Bewohner" der Stadt, die das Wohnangebot des Umlandes nutzen. Jede 
der beiden Seiten neigt zum für sie vorteilhafteren Blickwinkel.32 

All das entspricht den Erwartungen, die weiter oben hinsichtlich des zentra­
len Problems von "Anrechtsspielen" formuliert wurden. Wie steht es mit der 
wesentlichen Lösungsvoraussetzung, der Möglichkeit, zum Konsens angesichts 
heterogener Blickwinkel zu kommen? Drei Dinge fallen hier ins Auge: 

Zunächst einmal sind die Akteure imstande, die Interessenorientierung, die 
in der Wahl des Blickwinkels steckt, nicht nur beim jeweiligen Gegenüber, 
sondern auch bei sich selbst zu identifizieren - sie sind nicht notwendig in 
ihr gefangen. 33 Es ist deutlich zu erkennen, daß Argumente nicht einfach 

31 Und wenn sie allein betriebswirtschaftlich gesehen werden, kann das erst recht 
eine Kampfansage sein. Vgl. 0808AB: "HH stellt für den Ausbau des OPNV 
die Bedingung, daß sich das Wirtschaftsergebnis nicht verschlechtern darl." Das 
klingt harmlos und auch nicht unbillig - es bedeutet jedoch, daß HH seine 
intangiblen Erträge kostenlos erhalten will, während die betroffenen Umlandge­
meinden in einem Umfang zu belasten sind, der sie womöglich selbst unter 
Einschluß intangibler Erträge schlechter als der Status quo stellen würde. 

32 Vgl. Interviews 0407AB1, 0507AB3, 1408AB1, 0907AB1, 1107AB2. "Ein wesentli­
che( Teil des Konsumbedarfs der Pendler wird in der Großstadt gedeckt. Da­
durch werden Gewinn und Umsatz der Hamburger Unternehmen erhöht und 
die Wirtschaftskraft Hamburgs gestärkt. Arbeitnehmer, die ihren Wohnsitz im 
Umland nehmen, verringern die städte- und wohnungsbaulichen Probleme der 
engen großstädtischen Ballungszentren. Sie entlasten den Wohnungsmarkt und 
haben dadurch positiven Einfluß auf die Miet- und Kaufpreisgestaltung. Selbst 
für den Arbeitsmarkt bringen die Pendler Nutzen, soweit sie qualifizierte Tätig­
keiten ausüben, für die Hamburger Arbeitnehmer nicht zu finden sind" (Mini­
sterpräsident des Landes Schleswig-Holstein 1985: 53). 

33 2607BS1 (aus Hamburg): Es gibt auch in Hamburg zu viele Erbsenzähler, die 
eine zu enge Gewinn-Verlustrechnung anlegen ... ; vgl. auch die Lageanalyse 
einer semioffiziellen Hamburger Publikation (Hartwich 1990: 72): Durch ihre 
Innenstadtpolitik - im wesentlichen Zurichtung auf wirtschaftliche Nutzung -
verdrängen die Großstädte ihre Bewohner ins Umland. Das erzeugt einen circu­
lus vitiosus: Wenn Arbeitsplätze geschaffen und Bewohner verdrängt werden, 
entstehen zusätzliche Belastungen durch Verkehr. Das verschärft den Verdrän­
gungsdruck. Die Stadt hat keinen Grund, sich anschließend durch die Pendler 
ausgebeutet zu fühlen. "Unter diesem Aspekt erscheint die stärkere Erschließung 
der Umlandgemeinden durch das Nahverkehrssystem sinnvoll und geboten, 
auch wenn Hamburg damit - vorgeblich - die Abwanderung weiterer Bewohner 
ins Umland selbst finanziert. Es gibt Anlaß zu der Vermutung, daß ein dichteres 
öffentliches Verkehrsnetz zwischen Hamburg und seinen Umlandgemeinden 
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Spielmaterial sind, das nur pro forma verwendet wird und die wirklichen 
Machtpositionen allenfalls verschleiert, sondern daß sie Gewicht haben und 
durchaus auch zur Kritik der eigenen Position verwendet werden. 

Zweitens spielen intangible Kosten- und Ertragsbestandteile nicht die domi­
nierende Rolle, die wir erwarten. Zwar gibt es einige Themen, wo um den 
Anfall intangibler Erträge gestritten wird, so etwa Museen, Universitäten und 
Theater, hinsichtlich derer man streiten kann, ob sie nur ihrem engeren 
Standort oder der ganzen Region "Attraktivität" verschaffen.34 Jedoch wird 
das prima facie fast uferlose strategische Potential dieses Aspekts ganz offen­
sichtlich nur sehr zurückhaltend genutzt. Vielmehr artikulieren die Akteure 
nur eine begrenzte Zahl von Bewertungsdimensionen, die wechselseitig aner­
kannt sind. Ausgetauscht werden nicht subjektive Befindlichkeitsbehauptun­
gen, über die man nicht argumentieren kann, sondern vielmehr Behaup­
tungen darüber, daß diese oder jene anerkannte Dimension positiv oder 
negativ tangiert sei und warum das so sei bzw. warum das nicht so sei. 

Drittens wird das Problem der Gewichtung und Verrechnung von heteroge­
nen Bewertungsdimensionen einfach deshalb nicht zum Konfliktgegenstand, 
weil man es schlicht ausklammert. Die Akteure streiten nicht darum, was 
wie zu gewichten ist, sondern sie gehen davon aus, daß die Verrechnung 
unterschiedlicher Bewertungsdimensionen für alle Beteiligten ein Problem 

„. eher die Wege in die Stadt als aus der Stadt heraus erschließt" (Hartwich 
1990: 95). Vgl. auch Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Juristinnen und 
Juristen Hamburg (1990: 20): "Nicht alles kann in und für Hamburg gehalten 
werden. „. Hier gilt es, Regelungen für eine Atbeitsteilung und Funktionsteilung 
zu finden; dabei ist ein fiskalischer Ausgleich zwischen Hamburg und dem 
Umland zu finden. Es muß Gegenstand gemeinsamer Planung unter Gesichts­
punkten qualitativen Wachstums sein, welche für die Gesamtregion wichtigen 
wirtschaftlichen Aktivitäten auch im Umland stattfinden können." Vgl. schließlich 
Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft (1989: 46f.): ''Wirtschaftspoli­
tisch ist für die 90er Jahre eine Gewerbeflächenstrategie erforderlich, die neben 
der Aktivierung der Reserven auch die Konsequenzen der Strukturentwicklung 
für Umfang und Qualität des Flächenbedarfs, eine neue Bewertung des Verhält­
nisses von Stadt und Umland sowie preispolitische Aspekte berücksichtigen 
muß". 

34 Vgl. 0607AB3: HH müßte auch ohne die Besucher aus dem Umland das be­
stehende Angebot an kulturellen Einrichtungen aufrechterhalten; mit gleicher 
Tendenz 2808AB1. Es wird nicht bestritten, daß Nutzung aus dem Umland ohne 
Beteiligung an den nicht durch Gebühren abgedeckten Kosten stattfindet. Das 
wird aber nicht einfach ausgenützt, vielmehr lautet die Behauptung, daß der 
"Metropolenertrag", um dessentwillen HH ja erst diese Dinge als öffentliche 
Leistung vorhalten muß, HH zugute kommt und daher auch von HH getragen 
werden sollte. 



30 MPIFG Discussion Paper 91/6 

ist, das sich in Außenbeziehungen kaum lösen läßt.35 Man versucht eher 
dadurch miteinander ins Geschäft zu kommen, daß man unterschiedliche 
Materien miteinander verknüpft, deren Erträge und Kosten die Gegenüber­
stellung jeweils gleichartiger Bewertungsdimensionen erlauben. 36 

4. Interpretation 

4.1 Rolle und Charakter der geltenden Normen 

Wie wir sahen, werden in der hier untersuchten Konstellation Anrechtsspiele 
und nicht Aufteilungsspiele gespielt. Für die spezielle Geschäftsgrundlage 
dieser Spiele dürften die folgenden Merkmale der Konstellation ausschlagge­
bend sein: 

Erstens vertreten die Teilnehmer die öffentlich zu bearbeitenden Interessen 
ihrer Bürger, soweit diese regional bzw. örtlich zuschreibbar sind - es handelt 
sich um gleichermaßen legitime Ziele und um prinzipiell gleichartige Ansprü­
che auf Berücksichtigung. Wir befinden uns in einer Konstellation, in der 
alle Beteiligten - die ja keine natürlichen Personen sind - als gleich in vielen 
sonst problematischen Hinsichten anzusehen sind (man muß, weil man es 
nicht mit natürlichen Personen zu tun hat, beispielsweise nicht über naturge­
gebene Handicaps hinsichtlich Intelligenz und Leistungsfähigkeit und deren 
Ausgleich nachdenken). Die Möglichkeit von Richtungskonflikten sowohl 
innerhajb als auch zwischen Jurisdiktionen ändert nichts daran, daß keine 
Seite für sich selbst Anspruchsgrundlagen besonderer Dignität behaupten 
kann. Hier liegt ein Unterschied etwa zur Tarifarena, wo beide Seiten ja 
immer auch die Option haben, Ansprüche der cµlderen Seite als von Haus 
aus ungerechtfertigt zu erklären ("Ausbeutung" einerseits, "Wettbewerbsbe­
schränkung" andererseits). 

35 Vgl. 0706BS2; 26006AB1; 030'7AB1; 06007AB3; 2507BS3. Es geht in all diesen 
Interviews um die Schwierigkeit, daß Ausgleichszahlungen für Mülldeponien 
in Geldeinheiten nicht möglich sind. 

36 Vgl. 0307 ABl: Lösbar sind die Konflikte um Deponiestandorte, wenn Gegenlei­
stungen Hamburgs für das Umland bewußt gemacht werden, wobei entschei­
dend ist, daß "„. an finanzielle Lösungen/Beiträge „. n~~ht gedacht [ist], eher 
daran, daß HH den Pinneberger Sondermüll abnimmt." Ahnlich 0607 AB3: Zwi­
schen den Problemen der Abfallwirtschaft und der Altlastensanierung lassen 
sich Kompensationen herstellen, die die Basis für Kooperation bilden können. 
Ebenso 2507BS3. Eine veiwandte Thematik wird unter dem Stichwort "issue 
linkage" in der Internationalen Politik behandelt. Vgl. Scharpf (1991), McGin­
nis (1986), Sebenius (1983), Tollison/ Willett (1979). 
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Zweitens sind die Beteiligten Mitglieder eines gemeinsamen politischen Sy­
stems - sie befinden sich sozusagen nicht im Naturzustand miteinander, wie 
es sonst für den Verkehr selbständiger politischer Gemeinwesen eher der 
Fall ist. Die Situation ist normativ deutlich stärker eingebunden als die schon 
erwähnte Verhandlungssituation "bilaterales Monopol" in der ökonomischen 
Arena. Nicht nur die Existenz gleichermaßen legitimer Anspruchsgrundlagen, 
sondern ein Recht auf Gleichbehandlung ist von Anfang an und ausdrück­
lich Bestandteil sowohl der Binnenverfassung der Gemeinwesen als auch 
ihres Verbundes. Das bedeutet nicht, daß unterschiedliche Behandlung recht­
fertigungsunfähig ist, es bedeutet aber, daß sie immer rechtfertigungsbedürf­
tig ist. Man kann auch in einer solchen Konstellation versuchen, Sondervor­
teile für die jeweils eigenen Bürger zu erreichen, aber man kann hierauf 
keinen Anspruch gründen - dieses Ziel ist nicht rechtfertigungsfähig. Erlegt 
ein Vertrag zwischen Gebietskörperschaften den Teilnehmern unterschiedliche 
Lasten auf, so bleibt der resultierende Zustand so lange prekär, wie er nur 
mit unterschiedlicher Verhandlungsmacht oder unterschiedlicher Raffinesse 
der Unterhändler erklärt werden kann. Erst dann, wenn hinter den Vertei­
lungsunterschieden auch unterschiedliche Anspruchsgrundlagen stehen, ent­
spricht der Zustand "dem Geist der Verfassung". 

Drittens wird den Akteuren von der normativen Grundkonstellation nicht 
zugemutet, sich anders als "individualistisch" zu verhalten. "Großzügigkeit" 
mag eine Tugend freier Akteure sein; Agenten dagegen sind ihren Prinzi­
palen gegenüber rechenschaftspflichtig. Das heißt: Anders als es unter freien 
Akteuren möglich ist, wird das Verhandlungsklima nicht durch konsequente 
Interess~nverfolgung belastet werden - sie ist viel eher wechselseitig akzep­
tierte Geschäftsgrundlage. Es ist sicherlich in föderativen Systemen erwünscht, 
daß Gebietskörperschaften einander positiv berücksichtigen, jedoch kann diese 
Berücksichtigung nicht in Nutzeninterdependenzen bestehen. 37 Nutzeninterde­
pendenzen sollten die Agenten sich schon deshalb nicht erlauben, weil hier­
durch die betriebswirtschaftliche Durchsichtigkeit ihrer Entscheidungen zer­
stört wird. Als "kooperativ" in einem institutionell annehmbaren Sinne kann 
am ehesten eine Orientierung angesehen werden, in der die Akteure zunächst 
die oben erwähnte Gleichberechtigung als Restriktion ihrer Zielverfolgung 
respektieren und in diesem Rahmen die Alternativen nach den je eigenen 
Kriterien ordnen. Die wechselseitige Beurteilung der interviewten Akteure 
entspricht diesen Vorgaben durchaus - als unangemessen, "egoistisch", wird 

37 Allgemeine Form U(i) = f[x(i), xG)]; altruistisch ist jede positive Nutzeninterde­
pendenz, darunter die bei Scharpf (1991) erwähnte "kooperative" Orientierung: 
U(i) = f[x(i)+xG)]; mißgünstig ist etwa die ebenda erwähnte "kompetitive" Orien­
tierung: U(i) = f[x(i)-xG)]. 
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nicht mangelnder Altruismus wahrgenommen, sondern der Versuch, sich 
Sondervorteile zu verschaffen.38 

Die Dominanz des Äquitätsprinzips ist vor diesem Hintergrund vergleichs­
weise einfach zu erklären - Umverteilung, soweit als notwendig oder ange­
messen erachtet, ist Thema einer eigenen Arena (hier: des Länderfinanzaus­
gleichs) und kann dort umstritten oder unumstritten sein; wenn es Ausstrah­
lungen gibt, dann von der lokalen Kooperation hin zum Länderfinanzaus­
gleich: Man verfolgt in der Kooperation keine Umverteilungsziele, sondern 
fordert eher, daß die Umverteilung (soweit sie im Länderfinanzausgleich 
angezielt wird) die aus der Kooperation erwachsenden Ansprüche berücksich­
tigen solle. 

4.2 Standards und Situationsbeschreibungen 

Das Innenleben eines Kollektivs, dem von außen Handlungen zugerechnet 
werden, sind Prozesse kollektiver Wahl, also selbst Spiele. Diese Prozesse 
kann man einerseits der Kooperation zwischen Kollektiven als exogene Tatbe­
stände gegenüberstellen. 39 In diesem Fall kann man Kollektive als "kollektive 
Akteure" getrost als einen Akteurstypus unter anderen l}'pen führen; sie 
haben zwar ein spezielles Innenleben, aber nicht unbedingt ein speziell kom­
pliziertes - auch Individuen im alltagssprachlichen Sinne sind nicht einfach 
strukturiert. Das Innenleben solcher Akteure ist genau so weit interessant, 
wie es spezifische Verhaltensfolgen hat, die in parametrischer Form in das 
Gesamtbild eingehen. Soweit es jedoch Gründe gibt, das Innenleben der Ak­
teure als nicht exogen zu betrachten, muß man ein größeres Spiel mit verän­
dertem strategischen Potential beschreiben. Da . die beiden Blickwinkel es 
erlauben, unterschiedliche Tatbestände herauszupräparieren, sollen sie ge­
trennt behandelt werden. Zunächst zum ersten Aspekt: 

38 Das eigentliche Orientierungsproblem dürfte denn auch eher mit Mißtrauen als 
mit Mißgunst zusammenhängen: Tatsächliche oder vermeintliche Erfahrungen 
mit Versuchen, den anderen zu übervorteilen, können unter Bedingungen be­
schränkter Kalkulationsfähigkeit zur systematischen Unterschätzung von Ko­
operationspotential führen - die bloße Tatsache, daß das Gegenüber sich an einer 
bestimmten Angelegenheit interessiert zeigt, kann zum hinreichenden Signal 
dafür werden, daß es verborgene Fußangeln gibt. Die resultierende Zurückhal­
tung entspringt nicht einer Präferenz dafür, dem anderen etwas vorzuenthalten, 
sondern kann besser als risikoaverses Verhalten gedeutet werden. 

39 In diesem Fall kann man von "connected games", einander (hierarchisch) zuge­
ordneten, jedoch separaten Spielen, sprechen (vgl. Scharpf 1990b: 51f.). 
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Es gilt allgemein, daß die Existenz kollektiver Akteure im gerade charakteri­
sierten Sinne die Schwierigkeiten der Analyse nicht vergrößert, sondern im 
Gegenteil stark reduziert. Das liegt, sehr kurz zusammengefaßt, daran, daß 
das "Innenleben" solcher Akteure in weit höherem Maße sozialwissenschaftli­
cher Betrachtung zugänglich ist als das Innenleben von Individuen.'° Was 
für die Analyse gilt, gilt auch für die wechselseitigen Wahrnehmungen der 
Akteure. Der in unserem Zusammenhang wichtigste Grund für diese Verein­
fachung ist leicht erkennbar: Als politisch verfaßte Handlungseinheiten haben 
unsere Akteure definitionsgemäß keine anderen Ziele als die offiziell statu­
ierten. Nur das, was in einem öffentlichen Prozeß mit Hilfe legitimer Verfah­
ren festgelegt wurde, ist für ihre Gegenüber existent. Was nicht förmlich 
ausgesprochen wurde, ist nicht vorhanden. Das gilt für tangible wie für 
intangible Kosten und Erträge. Auch die jeweiligen Sonderblickwinkel sind 
nicht "privat", sondern "öffentlich". Es ist von außen erkennbar, wie sie zu­
stande kommen; grundsätzlich kann in der Verhandlung zwischen Gebiets­
körperschaften vermittelt und nochmals diskutiert werden, was zuvor intern 
diskutiert wurde. Die im wesentlichen gleichartige - demokratische - Binnen­
struktur sorgt dafür, daß die Akteure voneinander wissen können, was sie 
"meinen", wenn sie etwas sagen. Darüber hinaus sind die Akteure miteinan­
der funktional identisch und wissen das auch übereinander: Anders als in 
der Arbeitsteilung etwa zwischen Parlament, Bürokratie und Interessengrup­
pen können sie sicher sein, daß die jeweiligen Relevanzkriterien sehr ähnlich 
sein werden. 

Sie können sich auch Meinungsverschiedenheiten recht zuverlässig mittei­
len (v~. auch Schelling 1960: 117). Umgekehrt gilt, daß die vorhandenen 
Strukturunterschiede zu ähnlichen Verständigungsproblemen führen können, 
wie sie zwischen idiosynkratischen Individuen bestehen. Es ist nicht überra­
schend, daß im speziellen hier untersuchten -Falle die Strukturunterschiede 
zwischen Hamburg und den angrenzenden Flächenstaaten eine Rolle in der 
Wahrnehmung von Kooperationsproblemen spielen (die wichtigsten Unter­
schiede: Die Zusammenarbeit zwischen Hamburg und Umland ist nur auf 
Länderebene symmetrisch, nicht aber auf kommunaler Ebene, da Hamburg 
keine Kommunen hat. Andererseits nehmen die Hamburger Bezirke Einfluß 
auf Entscheidungen, ohne jedoch Verantwortung tragen zu müssen. Schließ-

40 . Vgl. Geser (1990). Es ist zwar eine empirische Frage, unter welchen binnenstruk­
turellen Bedingungen kollektive Akteure besonders maximierungsfähig sind, 
insofern kann kaum allgemein gesagt werden, kollektive Akteure seien "rationa­
ler" als individuelle Akteure. Man kann aber sagen, daß jede interne Entschei­
dungsprozedur zu einer spezifischen "Verarmung'' des "Innenlebens" kollektiver 
Akteure führt, und daß diese Verarmung dem Bedarf sparsamer Modellbildung 
entgegenkommt. 
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lieh hat der erste Bürgermeister in Hamburg mangels Richtlinienkompetenz 
eine andere Stellung als der Ministerpräsident eines Flächenstaates).'1 Insge­
samt schaffen die genannten Eigenschaften nahezu perfekte Voraussetzungen 
dafür, daß die Akteure wissen können, was eigentlich gespielt wird. 

Zugleich sorgen die gerade genannten Struktureigenschaften dafür, daß Kon­
flikte bestimmte Grenzen nicht überschreiten und daß die Spielräume oppor­
tunistischen Verhaltens beschränkt sind. Während ein "freier Akteur" bei­
spielsweise Spielräume hat, über die Zeit hinweg kommentarlos inkonsistent 
zu sein, besteht hier ein solcher Spielraum nicht. Man legt sich ja intern nicht 
irgend wie fest, sondern in einem Prozeß, der nicht nur öffentlich abläuft, 
sondern als demokratischer Prozeß stark normativ aufgeladen ist. Selbstbin­
dung, die für freie Akteure immer prekär ist und die ein zentrales theoreti­
sches Problem darstellt (vgl. Güth 1990), wird hierdurch strukturell unter­
stützt. Opportunismus nach außen kann kostspielig nach innen sein. Explizi­
tes Unterlaufen von Vereinbarungen (shirking) und Ausnutzung von gewach­
senen Abhängigkeiten in Nachfolgesituationen (hold up) sind auch dann 
nicht ohne weiteres zu erwarten, wenn das Gegenüber keine Sanktionsmög­
lichkeiten hat.42 Die Konflikteingrenzung hat gleichartige Ursachen: Die nor­
mativen Konzepte, mit deren Hilfe ein kollektiver Akteur zu seinen eigenen 
Entscheidungen gekommen ist, werden nur selten allein regionsbezogen sein; 
wahrscheinlicher ist es, daß die Kampflinien - politische Lager - anders ver­
laufen und überdies in den verschiedenen Gebietskörperschaften ähnlich 
verlaufen werden. Zu beachten ist, daß dies die anzielbaren Lösungen nicht 
nur dann beeinflußt, wenn in beiden Gebietskörperschaften gleichartige Mehr­
heiten herrschen, obwohl das die Sache vielleicht zusätzlich erleichtert: Auch 
wenn die fremde Mehrheit der eigenen Minderheit verwandt ist, gibt es 
Restriktionen - erstens konnte man sich auch im eigenen Bereich normaler­
weise nicht brachial durchsetzen, sondern hatte zu argumentieren; zweitens 
gehört zumindest die fremde Minderheit dem eigenen Lager an, mit ihr hat 
man auch in anderen Zusammenhängen noch zu tun und ist daher gut bera­
ten, die eigene Position verständlich zu machen und nicht nur de facto 
durchzusetzen. 

41 Aus der Sicht des Umlandes: 2506AB2, 2606AB1, 0307 ABl; aus Sicht Land SH: 
0407 ABl, 0507 AB3; aus Sicht HH: 1707 ABl, 1408AB1, 2706AB3, 0908AB2, dazu 
die Interviews Dohnanyi, Münch. Vgl. auch Curilla (1990); Freie und Hansestadt 
Hamburg (1990). 

42 Die einzige verbleibende Form von Opportunismus ist die implizite Form: 
"Vergeßlichkeit" - wenn der Vollzug kompliziert ist, Zeitpläne offen sind etc., 
kann etwas "irgendwie" auf der Strecke bleiben. Das bedroht vor allem Koppel­
geschäfte, wenn die einzelnen Bestandteile von Paketen unterschiedlich gut defi­
niert sind; eine unterschiedliche Zeitstruktur allein genügt nicht, da ihre Ausbeu­
tung expliziter Opportunismus wäre (vgl. auch Benz 1991). 
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Soweit wirken sich die Binneneigenschaften der Akteure und die strukturel­
len Merk.male der Konstellation zwischen ihnen sicherlich kooperationsför­
dernd aus. Das Bild ist damit jedoch noch nicht vollständig. Der demokrati­
sche Binnenprozeß erzeugt zugleich spezifische Kooperationshemmnisse -
zum einen ist er genuin (also zunächst gerade nicht strategisch motiviert) 
unstetig, zum anderen bewirkt er einen spezifischen Umgang mit der Innen­
A ußen-U nterscheidung. 

Zunächst zur Unstetigkeit: Der "Redaktionsschluß", durch den ein kollekti­
ver Akteur sich eine Präferenzordnung gibt, ist unter demokratischen Verfas­
sungen immer vorläufig. Das hat nicht nur den einfachen Grund, daß die 
Präferenzen der Basis sich ändern und daher jederzeit neue Mehrheiten ent­
stehen können, sondern es hat auch mit der weniger sichtbaren Tatsache zu 
tun, daß die Abbildung auch stabiler individueller politischer Präferenzen 
in eine kollektiv verbindliche Entscheidung immer problematisch ist. Die 
Abbildung der individuellen Präferenzordnungen in eine einzige Dimension, 
die die Kollektiventscheidung darstellt, erfolgt immer nur an der Oberfläche; 
die unterliegende Heterogenität kann jederzeit wieder durchbrechen. Der 
Schluß der Debatte bedeutet nicht Homogenisierung der Dimensionen, unter 
denen Individuen eine Angelegenheit beurteilen, und soll das in demokrati­
schen Systemen auch gar nicht bedeuten. Was bei physischen Individuen 
als "Unstetigkeit" gedeutet und kritisiert werden kann, ist für demokratische 
Entscheidungen konstitutiv.'3 Es -gibt also zwei gegenläufige Tendenzen - für 
jede konkrete Kooperationssituation eine parametrische Reduzierung von 
Unsicherheit, im Zeitablauf eine - ebenfalls parametrische - Vergrößerung 
von Unsicherheit. Die Chancen, sich in einem bestimmten Augenblick zu 
einigen,' sind gut; wann immer jedoch die Kooperation nicht als punktuelle 
Transaktion gedacht und realisiert werden kann, gibt es antizipierbare Unzu­
verlässigkeit. 

Die zweite genannte Restriktion der Kooperation, die aus der Innen-Außen­
Differenzierung resultiert, setzt an der Heterogenität möglicher Bewertungsdi­
mensionen an, die, wie wir sahen, zur Ausklammerung von Materien aus 
den Verhandlungen führt, sofern nicht mit jeweils gleicher Münze bezahlt 
werden kann: Die Verrechnung von unterschiedlichen Dimensionen ist immer 
schwierig - gleichartige Dinge gegeneinander aufzurechnen ist einfacher als 

43 Vgl. vor allem Immergut (1991). Das ist nicht etwa eine Konsistenzfrage im 
Sinne des Arrowschen Unmöglichkeitstheorems, sondern liegt diesem Problem 
noch voraus: Unterschiedliche Kontexte aktivieren ganz unterschiedliche Bestand­
teile individueller Präferenzordnungen mit ganz unterschiedlichen Folgen für 
die kollektiv verbindliche Entscheidung. Diese Entscheidungen sind dann oben­
drein mit Arrowschen Konsistenzproblemen behaftet. 
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ungleichartige. "Intern" bedeutet das für ein Kollektiv, "Prioritäten zu setzen"; 
nach außen, im Verkehr mit einem anderen Kollektiv, bedeutet es "Tausch". 
Ersteres ist das politische Tagesgeschäft und schon schwierig genug, 44 nach 
außen jedoch, kann es "Meinungen" in ganz besonderer Weise ins Spiel 
bringen - eine Deponie für den "eigenen" Müll ist unangenehm genug, aber 
"fremden" Müll gegen Bezahlung anzunehmen, ist obendrein ehrlos. Je stär­
ker die Identifikation mit der eigenen politischen Einheit ist, um so deutli­
cher wird die "Wir-sie"-Unterscheidung erlebt und um so schärfer werden 
diese Restriktionen der Kooperation sein. Auch hier sind also zwei gegenläu­
fige Tendenzen zu verzeichnen - zwar vergrößert der demokratische Prozeß 
die Chance, daß Probleme nicht lediglich unter lokalen Kriterien gesehen 
werden; andererseits schafft dieser Prozeß Identifikationen, die die Menge 
der Kooperationsmöglichkeiten einschränken. 

Soviel zu dem, was die Binnenstruktur der betrachteten Kollektivakteure als 
exogener Aspekt zur Interpretation beiträgt. Endogenisiert man sie, so sind 
komplexere Spiele als bisher betrachtet, zu beschreiben. Wesentlicher Ge­
sichtspunkt ist hier, daß die internen Eigenschaften der kollektiven Akteure, 
die bisher als parametrische Größen ins Bild kamen, für die jeweiligen Agen­
ten keine parametrischen Größen sind (hierzu ausführlich Benz 1991). In 
unserem Zusammenhang genügen einige wenige Stichworte: Der interne 
Entscheidungsprozeß besteht nicht lediglich in passiver Aggregation; diejeni­
gen Akteure, die nach außen als Agenten auftreten, nehmen am Willensbil­
dungsprozeß in besonderer Weise aktiv teil. Offener Opportunismus nach 
außen ist, wie gerade gezeigt, unwahrscheinlich. Es ist aber immer mög­
lich, sich opportunistisches Verhalten dadurch zu ermöglichen, daß man nach 
außen getreulich vollzieht, was man innen gerade herbeigeführt hat. Zum 
einen können die Agenten sich von ihren Prinzipalen den Strategieraum in 
erwünschter Weise beschränken lassen. Zum anderen können die Agenten 
den internen Prozeß jederzeit neu aufrollen - das ist die strategische Ausbeu­
tung der konstitutiven Unbeständigkeit demokratisch verfaßter Kollektiv­
akteure. Die Härte und manchmal die Sprunghaftigkeit in den Verhandlun­
gen, die man sich damit ermöglicht, ist mit geringeren Risiken für das Klima 
behaftet als Härte, die vom Gegenüber als frei gewählt wahrgenommen wer­
den muß (vgl. hierzu vor allem Tsebelis 1990: 17) - Agenten können sich 

44 Dje ohne Zweifel auch inlem vorhandenen Verrechmmgsprobleme lassen siele 
eher mit einem "endowment effect" deuten, also der Existenz asymmetrischer 
Präferenzen derart, daß man sich etwas um fast keinen Preis abhandeln läßt, 
wofür man keineswegs auch nur annähernd so viel zu zahlen bereit wäre (vgl. 
Kahneman/ Knetsch/ Thaler 1990, 1991). Dieser Effekt tritt intetjurisdiktionell 
sicherlich ebenfalls auf. 
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de facto opportunistisch verhalten, ohne daß dieses Verhalten ihnen als inten­
tional opportunistisch zurechenbar ist. 

Es ist möglich, daß dabei eine Grenze überschritten wird, die zu einem ganz 
anderen Spiel führt: Hier verschaffen sich die Agenten die Möglichkeit, ande­
re als die intern "eigentlich" existierenden Ziele verfolgen zu können. Es ist 
auffällig, daß im Zusammenhang mit dem Vorschlag, Kooperation zu institu­
tionalisieren, eine der ersten Reaktionen der Agenten die Frage nach den 
Risiken der Aufgabe oder partiellen Aufgabe ihrer Autonomie ist. Wenn die 
"Basis" Gebietskörperschaften vor allem als Dienstleistungseinrichtungen an­
sieht, kann es passieren, daß für sie der Nettonutzen vorgeschlagener Koope­
ration positiv ist, nicht aber für die Funktionäre, die einen speziellen Ertrag 
aus der Autonomie ziehen. In einem solchen Falle nutzen sie ihre aktive 
Rolle nicht lediglich, um sich Rückendeckung für hartes Auftreten zu sichem 
sondern dazu, durch hartes Auftreten zu weitgehende Einbindung in Koope­
ration scheitern zu lassen. 

Wie weit solche strategischen Nutzungsmöglichkeiten reichen, hängt stark 
von der _allgemeineren Präferenzkonstellation und - nachgeordnet - vom 
Informationsniveau der Basis ab. Wenn an der Basis tiefgreifende Cleavages 
existieren, die mit den Grenzen politischer Einheiten zusammenfallen, ist für 
jedes Informationsniveau die Kooperation schwierig.45 Wenn hingegen solche 
Cleavages nichtexistieren, verringern sich mit steigendem Informationsniveau 
der Wähler die Möglichkeiten der Agenten, eigene oder fremde Prinzipale 
zu manipulieren.'6 Da im hier untersuchten Fall tiefgreifende Cleavages ganz 

45 Falls hier die Eliten kooperationsbereit sind, erleichtert sogar die Abschottung 
der Arenen voneinander, also die Reduzierung des Informationsniveaus der 
Wähler, die Kooperation. Vgl. Tsebelis (1990). 

46 Auch der "Durchgriff'' in fremde Jurisdiktionen, also die Ausbeutung von Inter­
essendivergenzen zwischen Agenten und Prinzipalen auf der jeweiligen Ge~n­
seite, ist Ausbeutung von Informationsunterschieden. Man könnte die Möglich­
keit derartiger Außeneinwirkungen mit dem Argument bestreiten, daß sie bei 
Wettbewerb um Stimmen irrelevant sein werden, weil schon die interne Konkur­
renz der Kandidaten dafür sorgt, daß Informationsmängel der Wähler ausge­
beutet werden. Der Einwand ist jedoch nur dann haltbar, wenn man den kon­
kurrierenden Kandidaten eine extrem hohe Zeitdiskontrate zuschreibt. In jedem 
anderen Fall gilt hingegen: die eigenen Agenten· müssen mit den Folgen ihrer 
Taten leben, die von außen eingreifenden Agenten müssen dies nicht; die ein­
greifenden Agenten können sich immer so verhalten, als spiele die Zukunft für 
sie keine Rolle - der Anreiz, fremde Kurzsichtigkeit auszubeuten, ist also immer 
höher als der Anreiz, die Kurzsichtigkeit der eigenen Basis auszub~uten. Ein 
Beispiel bietet der Vorschlag der Stadt München im Jahre 1991, den OPNV mit 
niedrigen Fahrtkosten und hoher Umlage zu finanzieren - es entsteht Inter­
essendivergenz zwischen den Amtsträgern des Umlandes, die ihre Haushalte 
nicht belasten wollen und den Pendlern, die gerne billig fahren wollen. 
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sicher nicht bestehen und die Wähler offensichtlich leidlich informiert sind, 
überrascht es nicht, daß in den Interviews keine Indizien für strategische 
Ausbeutung der Situation und nahezu keine wechselseitigen Unterstellungen 
solchen Verhaltens zu finden sind. 

5. Institutionelle Konsequenzen 

5.1 Zur Institutionalisierung von Kooperation 

Wenn der hier untersuchte Fall typisch für horizontale Politikverflechtung 
ist, dann ist das Spiel um Kooperationsgewinne, das hier stattfindet, typi­
scherweise kein Aufteilungsspiel, sondern ein Anrechtsspiel. Überlegung~n.. 
wie die Kooperation institutionell erleichtert werden kann.. sollten hiervon 
und von den konstellationsspezifischen Bedingungen der Anrechtsbegrün­
dung ausgehen. Die wichtigsten Probleme der Akteure, die wir identifiziert 
haben, sind: 

Die Festlegung berücksichtigungswürdiger Ungleichheit unter der Äqui­
tätsnorm. 
Die Einigung auf Kriterien der Begrenzung der zeitlichen und sachlichen 
Reichweite dieser Norm. 
Die Einigung auf gemeinsame Theorien sekundärer Folgen von Maßnah­
men oder wenigstens auf die Kriterien, denen solche Theorien genügen 
mü~sen. 

Die Unterstützung einer allgemeinen Situationswahrnehmung ("Wir-Ge­
fühl"), die dabei hilft, die Kombination sehr unterschiedlicher Beiträge 
in der Kooperation nicht als (problematischen) Tausch, sondern als Lö­
sung eines "gemeinsamen" Problems anzusehen. 

Die Möglichkeit der Bewältigung oder wenigstens Entschärfung dieser Proble­
me hängt von Eigenschaften des Verhandlungssystems ab. Es stellen sich 
die folgenden Fragen: Wieweit lassen sich die Probleme vertraglich, sozusa­
gen auf konstitutioneller Ebene, ein für allemal lösen? Was kann man von 
einer institutionellen Separation des Verhandlungsprozesses von anderen Ent-
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scheidungsarenen erwarten? Welche Rolle kann die Basis spielen?47 Der bishe­
rige Befund legt die folgenden Vermutungen nahe: 

Vertragliche Fixierung von Problemlösungen ist nur für ein einziges Problem 
möglich - allerdings ist es auch das Problem, das von allen Beteiligten als 
das gravierendste angesehen wird: Das Problem der Reichweitenbegrenzung 
von Gerechtigkeitskriterien. Plausibel scheint es hier, Zurechnungsfragen, über 
die lokal gar nicht entschieden werden kann (hier: Lohnsteuerzerlegung) ganz 
aus bilateralen Verhandlungen herauszuhalten. Schwieriger ist es, Grenz­
ziehungen der Berücksichtigung impliziter oder expliziter lokaler Vorleistun­
gen (hier etwa: ÖPNV) zu etablieren. Ein abstraktes Argument, das selbst 
auf der Prinzipienebene angesiedelt ist, kann hier kaum gefunden werden. 
Hilfreich für Kompromisse könnte hierbei allenfalls eine einfache Überle­
gung sein: Die Ausblendung des Status quo bedeutet nicht seine Zementie­
rung. Auch ein nur beschränkt, nur auf künftige Kooperation angewandtes 
Verteilungsprinzip, das beiderseits als fair angesehen wird, muß aus der Sicht 
wenigstens der mit dem Status quo nicht einverstandenen Partei ein besse­
res Verteilungsprinzip als das des Status quo sein. Es schreibt den Status 
quo nicht fort, sondern verändert die Lage Schritt für Schritt in eine Rich­
tung, die gerade für die unzufriedene Partei die erwünschte Richtung ist. 

Die institutionelle Verselbständigung der Verhandlungsarena setzt die Schaf­
fung eines Entscheidungsgremiums mit etwa folgenden Eigenschaften voraus: 
Das Gremium wird nicht nur ad hoc aktiviert, sondern ist für eine vorab 
festgelegte Menge von Kooperationsthemen permanent zuständig; das Gremi­
um wei~t personelle Kontinuität auf, wird von den beteiligten Gebietskörper­
schaften nach festen Regeln für feste Zeiträume beschickt; das Gremium 
verfügt über eigene, nach einem vorab bestimmten Beitragsschlüssel fest 
zugewiesene Mittel.48 Eine eigene Agenda ist mit der Wahrung der Autono­
mie der beteiligten Gebietskörperschaften vereinbar, wenn sie bedeutet, daß 
die Instanz für bestimmte Dinge zuständig ist, die ohne sie nicht entschieden 
werden können, während die Letztentscheidung bleibt, wo sie zuvor schon 
war. Der wichtige Aspekt ist, daß die Instanz nicht lediglich dann invol-

47 Ein weiterer für Kooperation wichtiger institutioneller Aspekt, das Problem der 
Strukturanalogie zwischen den Verhandlungspartnern, sei nur am Rande er­
wähnt: Zwar gibt es zwischen Hamburg und seinem Umland Strukturasym­
metrien, die im Prinzip konstitutionell beseitigt werden könnten; da aber die 
Beteiligten die vorhandenen Strukturen kaum einzig und allein unter dem 
Aspekt der Erleichterung oder Erschwerung von Kooperation wahrnehmen und 
beurteilen werden, bestehen vermutlich nur geringe Aussichten, daß die Pro­
blemanalyse auch zu praktischen Konsequenzen führt. 

48 Vgl. die Einzelheiten des Vorschlages von Scharpf/ Benz (1990) zur Schaffung 
eines "Regionalverbandes Unterelbe". 
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viert wird, wenn es den beteiligten Gebietskörperschaften opportun erscheint, 
und daß sie nicht bloß disparate Einzelmaterien behandelt, sondern die Mög­
lichkeit hat, Pakete zu schnüren. Die personelle Kontinuität schafft eine ge­
meinsame Diskussions- und Konfliktgeschichte, die eine notwendige, wenn 
auch nicht unbedingt hinreichende Bedingung für die Etablierung geteilter 
"Theorien" und Standards ist und die Bildung eines "Wir-Gefühls" (zunächst 
wenigstens der Agenten) unterstützt. Ein gemeinsamer Fonds ist einerseits 
eine Entlastung bei der Bildung von Standards, andererseits begrenzt er die 
Möglichkeiten zu opportunistischem Verhalten. Für die Standards gilt: Wenn 
es einen gemeinsamen Topf gibt, muß man sich nicht immer wieder an 
Problemen der Operationalisierung wundreiben. Es ist erträglicher, daß etwa 
unterschiedliche Deckungsbeiträge erwirtschaftet werden, wenn einerseits nie­
mand unmittelbar zuzahlen muß und andererseits sich niemand unmittelbar 
bereichert.'9 Zur Begrenzung opportunistischen Verhaltens ist ein gemeinsa­
mer Fonds in verschiedenen Hinsichten ein geeignetes Instrument: Vertragli­
che Verpflichtung zu dauerhafter Zahlung ist Selbstbindung; falls die Vergabe 
von Mitteln aus dem Förderfonds nur dann erfolgt, wenn eine bestimmte 
Kriterienliste abgearbeitet und das Resultat förmlich zu Protokoll gegeben 
wurde, schrumpfen die Möglichkeiten, Inkonsistenz oder Instabilität strate­
gisch einzusetzen. 

Die Einbindung der Basis widerspricht nicht der institutionellen Absonde­
rung, von der gerade die Rede war: Es geht nicht darum, ob Kooperations­
verhandlungen in einer eigenen Arena stattfinden, sondern vielmehr darum, 
daß solche Verhandlungen möglichst öffentlich stattfinden sollten. Es mag 
im allge,meinen durchaus offen sein, ob die "Politisierung" der Verhandlun­
gel\ die damit verbunden ist, eher eine Belastung oder eher eine Chance 
ist. Zumindest in Konstellationen wie der hier untersuchten überwiegen 
jedoch eindeutig die Chancen: Oben ist bereits festgehalten wordel\ daß tief­
greüende Cleavages regionaler Art nicht existieren - eine Stadt-Umland-Kon­
stellation, noch dazu mit hoher Verflechtung, ist etwas anderes als der Kon­
flikt zwischen Katholiken und Protestanten in Irland oder der zwischen Fla­
men und Wallonen. Die Situationswahrnehmung der Wähler ist zunächst 
einigermaßen offen und wird in hohem Maße durch die Präsentation der 
Protagonisten bestimmt. Es ist nicht ausgemacht, daß diejenigen politischen 

49 Man kann das noch über die Konstitution der Zusammenarbeit hinaus auf die 
Inhalte der Entscheidungen erweitern: Maßnahmen, die sich in gewisser Weise 
selbst tragen, sind weniger konfliktträchtig als solche, die dauernder Interven­
tion bedürfen. Aus diesem Grunde spielen vermutlich Privatisierungs- oder Teil­
privatisierungsüberlegungen für die Beteiligten eine gewisse Rolle: Für alles, 
was privatisiert werden kann, bzw. hinsichtlich jedes privatisierbaren Aspekts, 
ist der Verteilungskonflikt zwischen Jurisdiktionen neutralisiert. 
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Unternehmer die erfolgreicheren im Wettbewerb um Stimmen sein werden, 
die Konflikte dramatisieren und an den Durchsetzungswillen der Wähler 
appellieren. Die Chancen einer solchen Präsentation werden wohl um so 
höher sein, je uninformierter die Wähler sind, je stärker also die Binnenspiele 
von den Außenspielen separiert sind. Im anderen Falle bestehen umgekehrt 
Chancen, daß "meinungsorientierte" Argumente gehört werden. Zwar be­
steht immer die Gefahr, daß Meinungskonflikte unversöhnlicher ausgetragen 
werden als allerseits als solche wahrgenommene Interessenkonflikte. Jedoch 
ist es - wenigstens im untersuchten Fall - eher unwahrscheinlich, daß Mei­
nungskonflikte entlang regionaler Trennlinien verlaufen. Wenn das richtig 
ist, dann sollte möglichst öffentlich verhandelt werden und möglichst unter 
Einschluß derer, die anschließend zu ratifizieren haben (also Delegation aus 
den "Parlamenten", nicht oder nicht nur aus den "Verwaltungen"; es mag 
zwar se~ daß Spezialistenbruderschaften sich schnell einigen können, aber 
das ist noch nicht Implementation).50 Darüber hinaus sollten möglichst offene 
Anhörungsprozeduren installiert werden. 

Man kann nun folgendes Fazit ziehen: Das Spiel um die Aufteilung von 
Kooperationsgewinnen ist dann, wenn es als Anrechtsspiel gespielt wird, 
keineswegs ein Morast strategischer Winkelzüge, der Kooperation zum un­
wahrscheinlichen und immer kostspieligen Vorgang macht Anrechtsspiele 
sind überdies institutioneller Unterstützung zugänglicher als Aufteilungs­
spiele. Andererseits kann nicht geleugnet werden, daß die Wirksamkeit der 
hier skizzierten institutionellen Vorkehrungen nur mit Vorsicht und wohl 
aueh nur unter Verwendung etlicher noch gar nicht explizierter ceteris-pari­
bus-Klal;lSeln behauptet werden kann. Wir kommen somit auf die Anfangsfra­
ge zurück: Sind Gründe aufgetaucht, die eingangs formulierte Vermutung 
zu modifizieren oder bleibt es dabei, daß horizontale Politikverflechtung, 
selbst wenn institutionell bestens unterstützt, doch immer nur eine zweitbe­
ste Lösung gegenüber hierarchischer Integration ist? 

50 Aus diesem Grunde kann auch die Einigung auf unabhängige Schiedsinstan­
zen keine Alternative, sondern allenfalls eine Ergänzung sein: Solche Instanzen 
müßten, um auf Dauer annehmbar zu sein, die gleichen Probleme lösen, die 
auch ein Verhandlungssystem lösen muß. Vgl. hierzu Barry (1989: 9ff.). 
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5.2 Föderative Verflechtung und hierarchische Integration 

Sieht man einmal von Gesichtspunkten der Gewaltenteilung ab, so kann die 
föderalistische Kompetenzverteilung interpretiert werden als der Versuch, 
Kollektivgüter, deren Konsumentenkreis kleiner als das Gesamtkollektiv ist, 
von den jeweils gerade angemessen dimensionierten Teilkollektiven bereitstel­
len zu lassen. Bei strenger Anwendung dieser Logik wäre das Gesamtkollek­
tiv in zahlreiche Ebenen zu zerlegen, von denen jede die für sie typischen 
Kollektivgüter bereitstellt. Jedes grenzüberschreitende Problem wäre ein Pro­
blem mindestens der nächsthöheren Ebene, oder anders ausgedrückt: grenz­
überschreitender Koordinations- und Kooperationsbedarf bestünde nicht. 
Politikverflechtung müßte als Indiz für verfehlte Problemzuweisung interpre­
tiert werden - warum sollte man sich die Mühe mache~ nach institutionel­
len Arrangements zu suchen, die Kooperation ermöglichen oder erleichtern, 
warum sollte man nicht statt dessen die problematischen Materien in passend 
definierte Zuständigkeiten geben? 

Hält man eine solche Sicht zwar für die grundsätzlich angemessene leitende 
Vorstellung, jedoch für institutionell nicht perfekt umsetzbar, so wird man 
mit einer begrenzten Ebenenzahl Vorlieb nehme~ die zur Folge hat, daß 
zahlreiche Entscheidungsmaterien "zwischen die Ebenen" geraten - für die 
jeweils untere Ebene sind sie etwas zu groß, für die nächsthöhere sind sie 
etwas zu klein. In einer solchen- Lage erscheint die Verflechtung nicht mehr 
prima facie als Fehlentwicklung, sondern als eine von zwei nicht ganz per­
fekten Lösungen: Man kann entweder die Materie "unten" lassen und sie als 
grenzüb,erschreitendes Problem mit grenzüberschreitendem Kooperationspo­
tential definieren oder sie nach "oben" verlagern und dort als ein Problem 
definiere~ das eben nur einen Teil der Bürger berührt; in Prozeßtermini 
ausgedrückt: Man kann Verhandlungen oder Zentralisierung wählen. Nach 
wie vor erscheinen Verhandlungen jedoch als die problematischere Alternati­
ve: "Ideale" Verhandlungssysteme sind zwar unter Effizienzgesichtspunkten 
nicht schlechter als ideale Zentralisierung zu beurteilen; restringierte Verhand­
lungssysteme jedoch, in denen Ausgleichszahlungen nicht oder nur einge­
schränkt möglich sind, schneiden schlechter ab als zentralisierte Systeme, 
die auf Ausgleichszahlungen nicht angewiesen sind (vgl. Scharpf 1991). Sind 
also Verhandlungssysteme nur eine Notlösung, falls die an sich vorzuziehen­
de Zentralisierung aus anderen Gründen nicht realisierbar ist? 

Es ist nicht schwierig, zu erkennen, was auch die weniger tendenziöse Pro­
blemformulierung noch ausblendet: Der jeweilige "interne" Aggregationspro­
zeß kollektiver Akteure wird - mit welchen Eigenschaften auch immer -
vorausgesetzt. Für hierarchisch integrierte Systeme wird die Aggregation als 
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bereits abgeschlossen und in einer homogenen Bewertungsskala konsoli­
diert unterstellt; sie haben dann überhaupt kein Optimierungsproblem mehr, 
sondern nur noch hier nicht relevante Vollzugsprobleme. Verhandlungssy­
steme werden demgegenüber dadurch charakterisiert, daß nach der ebenfalls 
als abgeschlossen unterstellten je internen Willensbildung noch ein sekundä­
rer Aggregationsprozeß ansteht, der unter anderem mit den gerade erör­
terten Schwierigkeiten behaftet ist. Blendet man hingegen die "Primäraggrega­
tion" nicht aus, so hat man eine andere Fragestellung: Man vergleicht einen 
Prozeß einstufiger Aggregation (das zentralisierte System) mit einem Prozeß 
zweistufiger Aggregation (Verhandlungen zwischen politischen Einheiten), 
in dem zwei ganz verschiedene Probleme kollektiver Aktion, sei es si­
multan, sei es nacheinander, bearbeitet werden, nämlich einerseits die jeweilig 
"internen" Kollektiventscheidungsprobleme, für die die Präferenzen von Indi-··· 
viduen maßgeblich sind, und andererseits die 11interjurisdiktionellen11 Kollek­
tiventscheidungsprobleme, für die die politisch zustande gekommenen "Kol­
lektivpräferenzen" der beteiligten Jurisdiktionen maßgeblich sind. Auf den 
ersten Blick scheint es so, als sei die Lage für Verhandlungssysteme nun erst 
recht hoffnungslos - warum sollte ein derart kompliziertes Verfahren, das 
im zweiten Schritt nur noch problematische Kunstprodukte verarbeitet, über­
haupt ernsthafter Untersuchung wert sein? 

Das Gegenargument liegt auf der Hand: Wenn es hier um problematische 
Kunstprodukte geht, dann gilt das ja wohl auch für die Produkte direkter 
Aggregation, die das zentralisierte System realisiert. Will man also nicht 
vorschnelle Urteile abgeben, muß man die jeweils ablaufenden Aggregations­
prozess~ näher betrachten. Kollektive Aktion ist immer problematisch, worin 
die Probleme jedoch bestehen, hängt von Kontexteigenschaften ab. Zwei 
Grenzfälle sollen unterschieden werden: Einerseits wechselseitige Sichtbarkeit 
der Akteure und Permanenz ihrer Beziehungen, andererseits Anonymität der 
Akteure füreinander (in diesem Falle ist es unerheblich, ob die Beziehungen 
auf Dauer gestellt sind oder nicht). In beiden Fällen sei die Konfiguration 
der Präferenzen so, daß die allgemeine Kooperation von allen Akteuren der 
allgemeinen Nichtkooperation vorgezogen wird, daß jedoch die individuelle 
Nichtkooperation bei Kooperation aller anderen Akteure als allerbester Zu­
stand erscheint: Kollektive Aktion ist erwünscht, jedoch sollten "die anderen" 
die Kosten tragen. Die Konfiguration der Präferenzen entspricht der des 
Gefangenendilemmas. Welche Spiele werden in den beiden gerade unterschie­
denen Konstellationen gespielt? 

Im ersten Fall, bei Nichtanonymität und Kontinuität, liegt trotz der beschrie­
benen Präferenzenkonfiguration kein Gefangenendilemma vor - das Gefan­
genendilemma ist als nichtkooperatives Spiel definiert, während hier Kommu-

„ 
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nikation und verbindliche Absprachen möglich sind. Die Aufnahme von Ver­
handlungen, der Übergang zu abgestimmter Aktion, ist ein "Ebenenwechsel", 
zu dem die Akteure Anreiz haben und den sie unmittelbar vollziehen kön­
nen, der keine eigenen, externen, Institutionen benötigt (vgl. Ostrom 1989). 
Zurechnungsprobleme kommen hier explizit auf den Tisch und werden mehr 
oder weniger gut gelöst. Alles, was in den beiden vorangegangenen Ab­
schnitten gesagt wurde, ist hier anwendbar. Was im einzelnen möglich oder 
zu erwarten ist, hängt von den weiteren Eigenschaften der Konstellation ab. 

Im zweiten Fall jedoch, bei Anonymität, sind alle Merkmale des Gefangenen­
dilemmas erfüllt - Kooperationspotential ist zwar existent, aber nicht unmit­
telbar realisierbar. Bleibt es dabei, resultiert eine stabile, aber nicht effizien­
te Lösung. Der Ausweg besteht hier in der Schaffung eigener Institutionen·· 
kollektiver Wahl, also im Übergang zu "politischer" Entscheidung. Es handelt 
sich hierbei um Institutionen, die verbindliche Entscheidungen produzieren, 
und zwar in der Regel um solche Institutionen, die Veto-Positionen einzelner 
Akteure nicht vorsehen. Am weitesten geht hier diejenige Entscheidungspro­
zedur, die zugleich die übliche ist die einfache Mehrheitsregel. Sie beseitigt · 
das individuelle Potential, andere Akteure durch geschicktes Spiel auszubeu­
ten, vollständig und liefert zugleich alle Individuen an alle anderen Individu­
en aus. Es ist der Verzicht auf die Anwendung von Zurechnungsregeln, die 
die Beiträge und Erträge in individuell gleiche Proportionen bringen, der 
hier den Übergang zu kollektiver Aktion ermöglicht Normalerweise wird 
es zwar Restriktionen der Reichweite solcher Prozeduren in Form von Eigen­
tumsrechten etc. geben, die einigermaßen sichern sollen, daß das Resultat 
im pare~o-superioren Bereich liegt, die also das Risiko genuiner Umverteilung 
mittels Kollektivgüterproduktion reduzieren. Dennoch impliziert eine solche 
Verfassung, daß man erhebliche Unterschiede der Verteilung des Koopera­
tionsgewinns in Kauf I)im.mt. 

Wendet man diese Unterscheidung auf das hier betrachtete Problem an, so 
kann man folgendes sagen: Hierarchische Integration organisiert die Produk­
tion öffentlicher Güter voll und ganz in Stile des zweiten Falles; die Kosten 
der Entscheidungsfindung sind begrenzt, jedoch weist die Lösung hinsicht­
lich der Äquitätsnorm große Probleme auf. Verflochtener Föderalismus hinge­
gen kombiniert die beiden Entscheidungsmodi sequentiell, mit folgenden 
Eigenschaften: 

Der erste Schritt erfolgt ebenfalls "politisch", ist allerdings mit geringeren 
Verteilungsproblemen behaftet als hierarchische Integration. Hierfür spricht 
zum einen, daß in kleineren politischen Einheiten der Prozeß insgesamt 
durchsichtiger ist, so daß mehr Möglichkeiten bestehen, individuelle Präfe-

/ 
1 
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renzintensitäten zu berücksichtigen. Zum anderen spricht dafür die Mobili­
tät, die in föderativen Systemen besteht: Neben der bisher allein betrachteten 
Option "voice" gibt es eine nicht zu kostspielige Option "exit" (vgl. Hirsch­
man 1974), so daß die insgesamt vorhandene Heterogenität sich nicht mehr 
nur innerhalb des Gesamtkollektivs, sondern in gewissem Maße in der Hete­
rogenität der Teilkollektive abbilden kann (vgl. Tiebout 1956; Buchanan 
1965) - die summarische Entscheidungsprozedur schlägt nicht ganz so Unglei­
ches über einen Leisten wie im ersten Fall. 

Der zweite Schritt dagegen, die Bearbeitung verbleibender Externalitäten, 
kann nach dem anderen Modus erfolgen - die Akteure sind andere (haben 
ein anderes Innenleben) und ihre Kontakte sind anders, das Problem kann 
als Verhandlungsproblem gestellt werden. Und zwar, wie gezeigt, als ein· 
Verhandlungsproblem mit Eigenschaften, die durchaus vergleichsweise koope­
rationsgünstig sind. Anrechtsspiele sind institutioneller Unterstützung zu­
gänglicher als pure Aufteilungsspiele. 

Man kann aus alledem sicherlich nicht folgern, daß also in glattem Gegensatz 
zum ersten Eindruck föderalistische Dezentralisierung plus horizontale Ver­
flechtung die beste aller Lösungen des Problems kollektiver Aktion ist.51 Man 
kann aber durchaus folgern, daß nicht die Verflechtung als solche problema­
tisch und die Zentralisierung als solche unproblematisch ist, sondern, daß 
beide unterschiedliche Stärken . und Schwächen haben. Das institutionelle 
Problem sollte also nicht allgemein als ein Problem der Minimierung des 
Verhandlungsbedarfs formuliert werden. 

6. Schlußbemerkungen 

Der Blickwinkel, unter dem man im Rahmen eines "rational choice"-Ansatzes 
Kollektiventscheidungen vornehmlich betrachtet, ist der Aggregationsaspekt: 
Als gegeben gelten - wie auch immer geartete und wie auch immer zustande 
gekommene - individuelle Präferenzen, positiv untersucht werden die Wege 
ihrer Abbildung in kollektiv verbindliche Entscheidungen, normativ gesucht 

51 Insbesondere dann, wenn es um Verteilungsfragen geht, spricht alles gegen 
föderative Lösungen. Das liegt daran, daß es starke Anreize zu perversem 
Wettbewerb der Jurisdiktionen gibt: Es besteht immer der Anreiz, die gerin­
geren exit-Kosten dazu zu benutzen, die Fußkranken zur Abwanderung zu 
bringen. Auch das erhöht die Homogenität der Teilkollektive, aber auf eine 

· Weise, die ihre Föderation untergräbt. Für einen expliziten Vorschlag, Probleme 
durch Verdrängung zu lösen, vgl. Forrester (1969). 
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sind Abbildungsformen mit zuvor festgesetzten erwünschten Eigenschaften: 
Da die Spieltheorie nichts anderes ist als die Anwendung des rational choice­
Ansatzes auf interdependente Entscheidungen, findet man auch hier eine 
Konzentration der Bemühungen auf die Identifikation von "Lösungen" und 
ihren Eigenschaften, immer bei gegebenen Präferenzen (bzw. payoff-Matri­
zen). Seltener gestellt und fast niemals systematisch behandelt werden Fragen 
nach der Verfertigung von Präferenzen (bzw. payoff-Matrizen) in Prozessen. 
Zwar schließt der Ansatz solche Themen nicht aus, jedoch sind sie einer 
präzisen Formulierung viel unzugänglicher als der normalerweise untersuchte 
Gegenstand. 

Die Beschränkung der Problemstellungen auf das, was sich mit letzter Schärfe 
formulieren läßt, ist nachvollziehbar, hat aber ihre Risiken - die Möglichkeit ·· 
der Theoriebildung selbst erscheint schließlich als identisch mit dem Problem, 
Gleichgewichtspunkte oder Gleichgewichtspfade gegebener Spiele zu iden­
tifizieren. Politik wird damit vor allem als ein "passiver" Prozeß wahrnehm­
bar, dessen Unwägbarkeiten zunächst nur darauf zurückgeführt werden 
können, daß strategische Spiele nicht immer wohldefinierte Lösungen haben. 
Daß ein solcher Blickwinkel nicht immer der fruchtbarste ist, daß man Theo­
riebildung oftmals aussichtsreicher als Analyse c;ier aktiven, nichtdetermini­
stischen "Herstellung" von payoff-Matrizen, für die dann unter Umständen 
durchaus wohldefinierte Lösungen existieren, treiben kann (vgl. auch Roth 
1991: 112), sollten die vorangegangenen Überlegungen plausibel gemacht 
haben. 
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